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Der Heimatdienst

Reichsreform
Von Ministerial-direktorDr. W. Zechlin,

Zwei Gesichtspunkte waren es, die in der öffentlichen Meinung
sich immer stärker geltend machten und die Reichsregierung veran-

laßten, nach Berlin die Konferenz der Ministerpräsidenten der deut-
s

schen Länder einzuberufen, die ihre Tagung vom ko. bis 18. Januar
in dem historischen Saale des Reichskanzlerhauses abgehalten hat.
Die Last, die das deutsche Volk infolge des verlorenen Krieges und«
der ihm dadurch auferlegten Tributzahlung in der Höhe von nun-

mehr 2Z Milliarden Goldmark jährlich tragen muß, und die ge-

samte durchs die Ereignisse von 1914 bis zum Abschluß der Jn-
flationsperiode im Herbst 1918 erfolgte ungeheuerliche wirtschaftliche
Schwächung machen das Gebot äußersterSparsamkeit .in der Ver-

waltung von Reich und Ländern zur dringenden und unausweich-
lichen Notwendigkeit. Jedesmal nun, wenn der Reichsfinanzminister
und die Finanzminister der einzelnen Staaten über ihren Etat, ihre
Einnahmequellen und Ausgabeposten berieten und man versuchte,
Reformen finanzieller Art einzuführen, kam man zu der Über-

zeugung, daß durch· Maßnahmen äußerer Art kein irgendwie be-

friedigendes Ergebnis erzielt werden konnte. Das Übel lag tiefer.
Es handelte sich um Erscheinungen, die nicht durch Maßnahmen
finanzieller Art zu beheben waren, sondern die allein in der un-

befriedigenden innerstaatlichen Gestaltung des Deutschen Reiches
ihren Grund hatten. Man mußte also den Spaten tiefer ansetzen,
wenn man auf dem Gebiete der so absolut notwendigen Sparsam-
keit vorwärtskommen wollte. Die Empfindung war allgemein, daß
die Staats- und Verwaltungsrüstung des Deutschen Reiches zu schwer
und nicht mehr zeitgemäß war. Das, Deutsche Reich glich einem

Manne, der mit mittelalterlicher Rüstung beschwert den Kampf mit
einem modern ausgerüsteten Gegner bqtehen sollte.

Der zweite Gesichtspunkt, der in der öffentlichen Meinung
immer wieder hervortrat, war die Gegensätzlichkeit und die Doppel-
arbeit, die in Reich und den Ländern, insbesondere in Preußen und

in größeren süddeutschen Ländern, herrschte und das Durch- und

Gegeneinander der Verwaltung, das durchs die Existenz von so vielen

zum Teil stark durcheinander gewürfelten Gebieten hervorgerufen
wurde. Nachdem über diese und eine große Anzahl damit ver-

bundener Probleme gewaltige Tintenströme vergaffen waren und

zahlreiche Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens in zum Teil

dickleibigen Werken ihre Ideen über die vorzuschlagende Neugestal-
tung der Offentlichkeit unterbreitet hatten, hielt es die Reichs-
regierung an der Zeit, praktisch in der Frage weiterzukommen und

zunächst einmal diejenigen Männer zu Worte kommen zu lassen,
welche täglich das unbefriedigende der inneren staatlichen Einrich-
tung des deutschen Hauses am eigenen Leibe verspürten: die

Ministerpräsidenten der deutschen Länder und ihre hauptsächlichsten
Mitarbeiter.

Man war sich von vornherein in den Kreisen der Reichsregies
rung darüber klar, daß das Resultat dieser Länderkonferenz mit
Naturnotwendigkeit weite Kreise enttäuschen würde. An und für
sich ist es ja sehr schmeichelhaft, wenn weithin geglaubt.wird, die

sachkundigsten Männer brauchten sich nur zu versammeln, um dann

schonet-wasGescheites zustande zu bringen. Mag das auf anderem
Gebiete auchs möglich sein, in diesem Falle war es, selbst wenn

lauter Bismarcks an Einsicht und Willenskraft versammelt gewesen
wären, ein Ding der Unmöglichkeit Es wird doch allgemeine Zu-
stimmung finden, was Reichskanzler Marx bei seiner Eröffnungs-«

T·
»

anspruche in der Konferenz ausführte, daß jeder Zwang vermieden
s

- werden müsse und daß man in diesen-bis in die Tiefe des deutschen
"

HGetnütslebens hineinreichenden Fra en nur auf dem Wege loyaler
Zusammenarbeit und freiwilliger Zbereinstimmungweitergelangen
könne. Aber selbst wenn eine Einigung vorhanden gewesen wäre,
so hatte diese Einigung nicht genügt. Nehmen wir an, daß z. B.

der zweifellos tiefdurchdachte Plan despreußischen Finanzministers,
die Auslösung Preußens in zehn Reichsländer, angenommen worden
wäre, glaubt denn jemand ernsthaft, daß diese Entscheidung die

Billigung der 40 Millionen Preußen selber gefunden hätte?
Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß daher diese Konferenz

nur der erste, allerdings sehr wertvolle und bedeutsame Schritt auf
einem langen Wege sein konnte, dessen Ende noch nicht abzusehen
ist. Und niemand kann wissen, ob der preußischeMinisterpräsident
Braun nicht recht hatte, wenn er sagte, daß vielleicht unsere Enkel
erst in der Lage sind, den Schlußstein in das Gebäude einzufügen,
dessen bescheidener Grundstein im Januar 1928 gelegt wurde.

lUm es gleich vorwegzunehmen, die Ministerkonferenz hats offen
und ohne! Scheu erklärt, daß in der Anschauung, ob die Reichsreform
die unitarischen oder die föderativen Kräfte stärken soll oder welche
Vereinigung beider Kräfte in neuer Form möglich wäre, keine

Einigung erzielt werden konnte. Infolgedessen ist man an die
beiden großen Probleme, die letzten Endes für die ganze Frage ent-

scheidendsind, nämlich van eine Änderung des Verhältnisses von

Reich- zu Preußen und« desjenigen vom Reichs zu Bayern und

Zsc

Leiter der Presfeabteilungder Reichsregierung.

Württemberg, nicht herangegangen. Manche werden das vielleicht
bedauern, aber man wird zugeben müssen, daß man im politischen
Leben bei Regelung schwieriger Fragen nicht mit dem Entscheidend-
sten anfangen kann, sondern den Weg gehen muß, der auf dem

Gebiete der Außenpolitik und Jnnenpolitikstets gegangen werden

muß. Bei Differenzen und Schwierigkeiten mit der Regelung d er

Dinge zu beginnen, bei denen sich am leichtesten ein Ausgleich finden
läßt, um dann, ge tützt und gestärkt durch das gewonnene Resultat,
langsam an die s wierigeren Probleme heranzugehen. Dieser Weg
ist von der Konferenz beschritten, ein anderer war nicht möglich

. und hätte, darüber müssen wir uns klar sein, auch zu schweren
staatspolitischen Krisen geführt, die wir uns bei den wirklich reich-
lichen Sorgen, die das deutsche Volk hat, nicht erlauben können.

Immerhin, eins ist durch die Konferenz, deren Beschlüssemit Aus-

nahme der einseitig von der Reichsregierung abgegebenen Erklärung
einstimmig gefaßt worden sind, einmütig festgestellt worden, daß
eine starke Reichsgewalt notwendig ist. Wenn man versucht sein
sollte, über diese Erklärung als eine Binsenwahrheit zu lächeln, so
darf doch darauf hingewiesen werden, daß solche Erklärungen all-

gemeiner Art ihre große, innere, moralische Bedeutung haben und

daß auf anderen Gebieten und vo««, anderen Seiten solche Er-

klärungen immer wieder abgegeben werden. Man braucht nur an

die Versicherungen der Aufrechterhaltung des Friedens und Ana-

loges zu denken.
.

Wenn eine grundsätzlicheKlärung nicht erfolgt ist und die Ent-

schließung der Regierungen auch jede Teillösunsg als bedenklich ab-

lehnt und außerdem das Reich sich feierlich verpflichtete, sein Macht-
bereich nicht durch finanzielle Aushöhlung oder ähnliche Maßnahmen
zum Schaden der Länder zu erweitern, was ist denn eigentlich auf der

Konferenz beschlossen? Das Aufgehen kleinerer Länder in Nachbar-
länder soll erleichtert werden, wobei insbesondere an diejenigen staat-
lichen Gebiete gedacht ist, die kaunv die Einwohnerzahl eines preußischen

Kreises haben. Des weiteren sollen die Länder durch freiesVereinbaruns
gen die Enklavens und Exklavenmißwirtschaft beseitigen. Von sich
aus ist die Reichsregierung aber über diesen gemeinsamen Beschluß
von Reich und Ländern hinausgegangen, indem es erklärt hat, daß
es zur Beseitigung finanzieller Notstände von Ländern über die

geltende verfassungsmäßige Zuständigkeit hinaus geeignete Ver-

waltungsbereiche leistungsschwacher Länder auf das Reich über-

nehmen will. Hier ist besonders an die Iusstizverwaltung gedacht,
die auf das Reich übergeht. Und auf diesem Wege liegt die durch
die Konferenz angebahnte Fortentwicklung der Dinge. Das Reich
wird immer mehr dazu übergehen müssen, die ihm durch die Wei-
marer Verfassung gegebenen Möglichkeiten der Ausdehnung seiner
Kompetenz voll auszuschöpfen und darüber hinaus, nicht durch
Zwang und nicht- durch indirekte Maßnahmen irgendwelcher Art,
seine Zuständigkeit auf die Gebiete auszu·dehnen, auf denen

einzelne Länder es wünschen. Mit anderen Worten, die Befugnisse
der Länder gehen entsprechend der Verfassung auf das Reich über
oder werden über die Verfassung hinaus durch freien Willen der

beteiligten Länder auf das Reich übertragen.
Um diese Probleme im einzelnen zu klären und im allgemeinen

Einverständnis einer Gesamtlösung näherzubringen, haben Reich und

Länder der Bildung eines Ausschusses zugestimmt, der zunächst aus

18 Mitgliedern bestehen und unter dem Vorsitz des Reichskanzlers
seine Arbeiten demnächst aufnehmen wird. Die Hälfte der Mit-

glieder wird vom Reich, die andere Hälfte von den hauptsächlichsten
Ländern gestellt, und zwar von denen, welche bereits im Verfassungs-
ausschuß des Reichsrats vertreten-sind. Auf der Grundlage der

Berichte dieses Ausschusses werden dann Entschließungen der

Reichsregierung und der Länder herbeigeführt wer-den« Daß dieser
Ausschuß nicht ein Abschiebebahnhof sein wird oder daß in diesem
Ausschuß das Problem der inneren Neugestaltung des Deutschen
Reiches nicht begraben wird, dafür ist schon die Erklärung der Ge-

samtkonferenz entscheidend, daß die auf Grund der Weimarer Ver-

fassung erfolgte Regelung zwischen Reich und Ländern unbefriedigend
ist und einer grundlegenden Reform bedarf. Selbst diejenigen
Zweifler, die dieser Erklärung nur einen theoretischen Wert bei-

legen, werdensicher der Überzeugung sein, daß die ganzen auf der

Konferenz behandelten Fragen so dringend sind, daß die Regie-
rungen, ob sie wollen oder nicht, an ihrer Lösung arbeiten müssen
und auch im eigensten Interesse das schon müssen, wenn nicht eines

Tages eine Situation eintreten soll, die eine viel radikalere und

umstürzende Lösung erzwingt, was im Interesse einer ruhigen
steten Entwicklung und des geschichtlichen Zusammenhangs von un-

absehbaren Folgen sein könnte. -

Auch auf dem Gebiete der Finanz- und Verwaltungsreform
ist ein für den Anfang durchaus befriedigen-des Resultat von der

Konferenz erzielt worden. Zur Sicherstellung sparsamer Finanz-
gebarung in Reich; Ländern und Gemeinden sollen Maßnahmen
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getroffen werden, und ein Ausschuß, der unter Vorsitzdes Reichs-

ministers der Finanzen aus mindestens vier Finanzministernder

Länder besteht, soll näher prüfen, welche Wege in dieser Richtung

gongbar erscheinen. Es liegt auf der Hand, daß,die hier ·in Betracht

kommenden Maßnahmen eine solche Fülle Spezialkenntnifsevoraus-

letzem daß sie nur im engsten Kreise und von sachkundigen Per-
sönlichskeitenergriffen werden können.

- Die Verwaltungsreform., über deren Notwendigkeitbeschleu-
nigter Durchführung Reich und Länder ebenfalls einig sind, soll
sich ouf die zweckentsprechende Zusammenlegungvon· bisher neben-

einander bestehenden Behörden auf eine den heutigen Verkehrs-
Verhältnissenangepaßte Abgrenzung der Lokal- und Mittelbehorden
erstrecken, und zur Vereinfachung der Gesamtverwaltungdes Reichs
wird die Errichtung des Reichsverwsaltungsgerichts.

und die

Schoffung eines für das ganze Reich geltendeneinheitlichenVer-

walutngsgerichtsverfahrens erheblich beitragen. Allerse·itsbestand
darüber Einigung, daß dem Sparkominissar Gelegenheit gegeben
werden muß, von seinen großen Erfahrungen auf dem Gebieteder
Vereinfachung und Sparsamkeit in den Verwaltungen soweit wie

möglichGebrauch zu machen. Auch diese Verwaltungsfragenwerden
von dem unter dem Vorsitz des Reichskanzlers tagenden Ausschuß
behandeln der dabei berechtigt ist, Gutachten besonderer sach-

verständigereinzuholen.
Der Staatssekretär in der Reichs«kanzlei,Dr. Pündcr, hat am

Neujahrstage in einer Vorsclzauauf die abzuhaltende Länderkoni
ferenz gesagt, daß diese Kor-«-renz so wichtig sei, daß ihr Datum
M den Schulbüchern vermerkt zu werden verdiene. Es ist schwer
zU sogen, ob diese Prophezeiung in Erfüllung gehen wird. .Wir
wollen es hoffen. Auf alle Fälle ist anzuerkennen, daß die Reichs-

tegierung die Lösung des wichtigsten innerdeutschen Problems
Mcht der öffentlichen Meinung allein überlassen, sondern sie selbst
tsatkrästigin die Hand genommen hat. Mehr wsar für den Augen-
blick nicht zu erreichen, ja ein Mehr wäre schädlich gewesen. Die

Reichsregierung wird an der Führung in dieser Frage festhalten
und das ihrige dazutun, sie Schritt für Schritt vorwärtszubringen.
Ob und wieweit damit ein Erfolg beschieden ist, hängt nicht allein

von ihr, sondern von der Einsicht und dem Willen unseres
Volkes ab.

pl- c
Il-

Jni Anschluß an die obigen Ausführungen von Dr. Zechlin
veröffentlichen wir nachstehend die Entschließung der Länder-

konferenz vom 18. Januar 1928.

» »Bei-lin, "18. 1.
der Wiederaufstieg unseres Volkes nur auf der Grundlage einer ein-

mütigen und verständnisvollen Zusammenarbeit zwischen Reich und
Ländern erfolgen kann, sind Reichsregierung und Länderregierungen
in ihrer heute zum Abschluß gelangten Konserenz nach eingehenden
Beratungen zu folgenden Ergebnissen gelangt:

»

I. Reichsregierung und Ländervertreter sind der Auffassung, daß
die Weimarer Regelung des Verhältnisses zwischen Reich und Län-
dern unbefriedigend ist und einer grundlegenden Reform bedarf.
Wenn auch darüber, ob die Reform die unitarischen oder die föde-
rativen Kräfte stärken soll oder welche Vereinigung beider Kräfte

-

in neuer Form möglichist, eine Übereinstimmungnicht erzielt werden
konnte, so bestand doch darüber Einigkeit, daß eine starke Reichs-
gewalt notwendig ist.

Im übrigen
erzielt:

·

l. Jede Teillösung ist bedenklich. Jnsbesondere soll die 'Ge-

samtlösung nicht dadurch erschwert werden, daß leistungsschwache
Länder vom Reich als »Reichsländer« aufgenommen werden.

Finanziellen Rotständen von Ländern, welche durch die Entwicklung
der Verhältnisse eintreten, soll durch andere geeignete Maßnahmen

wurde in folgenden punkten Einverständnis

entgegengewirkt werden; als solche kommen Dotationen nicht in «

Frage.

«

zuziehen.

Durchdrungen von der Überzeugung, daß-

2. Das Reich soll seinen Machtbereich nicht durchl finanzielle
Aushöhlung oder ähnliche Maßnahmen zum Schaden der Länder

erweitern.
-

.

Z. Wenn kleinere Länder in Rachbarländer auszugehen
wünschen, so sollt dieses Aufgehen nach Möglichkeit erleichtert
werden. Die Auflösung der bestehenden zahlreichen kleinen Enklaven

und Exklaven im Wege freier Vereinbarung erscheint wünschenswert
4. Die Länder werden häufiger und beschleunigter als bisher

untereinander Vereinbarungen zur Rechts- und Verwaltungs-
angleichung und- -vereinfachung treffen, bei deren Abschluß die

Reichsregierung mitwirkt.

5. Die Lösung des Gesamtproblems soll durch den Bericht eines

Ausschusses vorbereitet werden, der zu gleichen Teilen voii der

Reichsregierung und den Länderregierungenbesetzt wird. Die Re-

gierungen der im Verfassungsausschußdes Reichsrates vertretenen

Ländern werden je einen Vertreter in den Ausschuß entsenden. Der

Ausschuß hat das Recht der Zuwahl. Er kann-. Sachverständigehin-
Den Vorsitz des. Ausschusses führt der Reichskanzler-.

II. Die Reichsregierung hat im Interesse der Lösung des Ge-

samtproblems folgende Maßnahmen in Aussicht gestellt:
l. Zur Beseitigung finanzieller Notstände von Ländern, die

durch die Entwicklung der Verhältnisse eintreten, ist die Reichs-
regierung bereit, über die geltende verfassungsmäßige Zuständigkeit
hinaus geeignete Verwaltungsbereiche solcher leistungsschwach ge-
wordenen Länder auf das Reich zu übernehmen.

-

2. Zur Herbeiführung von Vereinbarungen über das Aufgehen
·

kleinerer Länder in Rachbarländer sowie für d’e Auflösung von

Enklaven und Exklaven stellt die Reichsregierung ihre guten Dienste
zur Verfügung; sie ist insbesondere bereit, eine Stelle zu bestimmen,
welche in enger Fühlungnahme mit den Ländern anregend, ver-

mittelnd und auf Anruf der Beteiligten als Schiedsinstanz
tätig wird.

,

Z. Zur Vereinfachung der Gesamtverwaltung des Reichs wird
die Reichsregierung demnächst im Reichs-rat neue Vorschläge für
das Reichsverwaltungsgericht machen.

"

III. Reichsregierung und Länderregierungen sind-«sich darüber
einig, daß Maßnahmen zur Sicherstellung sparsamster Finanz-
gebarung in Reich, Ländern und Gemeinden getroffen werden müssen-
Ein Ausschuß, der unter Vorsitz des Reichssministers der Finanzen
aus mindestens vier Finanzministern der Länder besteht, soll näher
prüfen, welche Wege in dieser Richtung gangbar erscheinen.

IV. Bezüglich der Fragen der Verwaltungsreformen sind sich
Reichsregierung undi Landesregierungen über die Notwendigkeit be-
schleunigter Durchführungvon entsprechenden Reformen in Reich
und Ländern einig. Diese Reformen haben sich insbesondere auf
folgende Fragen zu erstrecken:

a) zweckentsprechende u ammenle n von b« -

einander bestehenden Behördsnzs
gu g tsher neben

b) zweckmäßigeund ·den heutigen Verkehrsverhältnissenan-

gepaßte Abgrenzung der Bezirke der Lokal- und Mittelbehörden.
Um eine Gleichmäßigkeitin der Durchführungder notwendigen

Verwaltungsresormenin den Ländern und eine Übereinstimmung
in dementsprechendenMaßnahmen des Reichs sicherzustellen,«ssind·
sich Reichsregierungund Länderregierungendarüber einig, daß es

zweckmäßigist, wenn -

a) Landesregierungen der Reichsregierung
kommiffar) ihre Verwaltungsreformplänemitteilen;

b) der·Reichssparkommissar sich auf Antrag der Landesregie-
rungen zu ihren Plänen gut-achtlich äußert. Jn diesem Falle werden

(Reichsspar-

die Landesregierungen dem Reichssparkommissar Gelegenheit geben,-
I

.

sich bei den in Betracht kommenden Landesbehörden zu unterrichten.
Auch find sie bereit, die Gutachten des Reichssparkommissars den
beschließenden Körperschasten vor der Beschlußfassungzuzuleiten.

Mit der näheren Durchprüfung der in Betracht kommenden

Fragen wird der zu· I, 5 erwähnte Ausschuß betraut werden-

Deutschland und die iniemaiionale Schiedsgericht-barfeii.
Eines der interessantesten Kapitel der deutschen Rachkriegs-

geschichte ist das Bekenntnis zur schiedsgerichtlichen Regelung inter-
nationaler Streitfälle, an denen Deutschland beteiligt ist. Seit dem

Weltkriege hat das Deutsche Reich mit einer gan en Reihe fremder
Staaten Schieds- und Vergleichsverträge abgeschlossen;weitere Ver-

träge befinden sich in der Vorbereitung. Jm Dezember 1926 hat
Deutschland in Gens das »Statut des Ständigen Jnternationalen
Gerichts-hofes im Haag unterzeichnet und sich am 23. September 1927
unter dem Beifall der Völkerbundversammlung an die sogenannte
Fakultativklaussel dieses Statuts gebunden und damit als erste Groß-

!

macht sich der obligatorisch-en Schiedsgerichtsbarkeit des Weltgerichts-
hofesunterworfen. Als Mitglied des Völker-hundes muß Deutschland
seine Handlungen in Einklang bringen mit den Bestimmungen der

Satzung,welche in ein-er ganzen Anzahl von Bestimmungen sdie fried-
liche Regelung von internationalen Konflikten vorsieht. Die Reichsil
regierung hat mit diesen internationalen Binsdungen nur dem natür-

lichen Empfinden des deutschen Volkes Ausdruck gegeben, im Falle
internationaler Streitigkeiten allein das Recht entscheiden zu lassen.
So stark dieses Emspfinsden ist, so unvollkommen ist doch die Kenntnis
über Art und Umfang dieser Verpflichtungen, durch deren Übernahme
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Deutschland das Vertrauen der öffentlichen Meinung der Welt in

erheblichem Maße gewonnen hat. Ein kurzer Abriß dieser Ver-

pflichtungen dürfte daher von besonderem Jnteresse«sein. »

Bereits im Jahre 1899 hat sich Deutschland, wenn auch erst
nach vielen Bedenken und auch dann nur mit Einschränkungen, zur

Idee der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit bekannt, als es auf
der ersten Haager Friedenskonferenz der Schaffung eines »S tän-

digen Schiedshofes« zustimmte. Dieses sogenannte »Haager
Schiedsgericht« ist kein wirkliches, dauerndes Schiedsgericht, sondern
nur eine Liste von Personen, die zu international schiedsrichterlichen
Funktionen besonders befähigt sind. Asus dieser Liste stellen sich im

konkreten Streitfall die Parteien erst ihre Schiedsrichter zusammen.
Der »Ständige Schiedshof«, d. h. die Richterliste besteht noch«heute;
sie enthält über 100 Namen bedeutender Völkerrechtler, von- denen

vier von der deutschen Regierung namhaft gemachte deutsche
Juristen sind. (

Auf diesem »Haag·er Schiedsgericht« baut die internationale

Schiedsgerichtspolitik Deutschlands auf. Für die Streitfälle nämlich,
welche auf Grund der von Deutschland abgeschlossenen Schieds-
gerichtss und Vergleichsverträge geregelt wer-den sollen,
werden die Richter aus dieser Liste gewählt; und für das Schieds-
gerichts- und das Vergleichsperfahren ist das Haager Abkommen zur

friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle maßgebend, das

von der ersten Haager Friedenskonferenz 1899 in sein-en wesentlichen
Grundzügen abgefaßt und von der zweiten Haager Konferenz am

Is. Oktober 1907 erweitert und in seinem noch heute angewandten
Inhalt formuliert worden ist. Schiedsgerichts- und Vergleichsverträge
hat Deutschland bisher mit elf Staaten geschlossen (der Schweiz,
Schweden, Finnland, Estlan-d, Belgien, Frankreich, Polen, der

Tschechoslowakei, den Riederlaniden, Dänemark und Jtalien). Allen

diesen Verträgen ist der Gedanke zugrunde gelegt worden, daß einer-

seits alle Arten von Konflikten ohne Ausnahme
zum Gegenstand ein-es internationalen Schklichi
tun-gsve rfa hr en s zu machen sind, daß andererseits aber dieses
Schlichtiungsverfahren nur bei bestimmten Kategorien von Konflikten
in einem gerichtlichen Verfahren bestehen soll, währen-d bei den

übrigen Kategorien nicht ein Gerichts-, sondern ein Vergleichs-
verfahren Platz greift. Das Schiedsgerichtsverfashren endet mit einem

Spruche, der nach Art eines rechtskräftigen Urteiles die Parteien
endgültig bindet. Das Prinzip des Vergleichsverfahrens besteht da-

gegen darin, daß die Streitigkeiten von einer ständigen Vergleichs-
kommission zu behandeln sind, und zwar derart, daß die Kommission
innerhalb einer bestimmten Frist ein Gutachten abzugeben hat, das

die Parteien nicht bin-det, bis zu dessen Erstattung sie aber zu
keinerlei Gewaltmaßnahmen greifen dürfen. Die Ergänzung des

obligatorischen Schiedsgerichtsverfahrens durch eins derartiges Ver-

gleichsverfahren entspricht der Richtung, welche die allgemeine Be-

wegung in der Frage des Schiedswesens in der Rachkriegszeit ge-
nommen hat« Die herrschen-de Meinung geht dahin, daß nicht alle

Arten von internationalen Streitfällen einer gerichtlichen Erledigung
fähig sind, daß vielmehr zwischen »gerichtsfähigen« Streitfällen und

solchen Streitfällen unterschieden werden muß, die sich wegen ihres
esopperenCharakters einer gerichtlichen Entscheidung entziehen und

"- ur sllx ein Vergleichsperfahren eignen.
, Dem Schiedsverfahren sind diejenigen Streitfragen unterworfen,

.

.· eben1 Bestand- die Auslegung und Anwendung eines Staats-

; ver ages betreffenzferner solche Streitfälle, welche sich auf irgend-
eine Frage des internationalen Rechtes beziehen oder welche das

Bestehen einer Tatsache betreffen, die, wenn sie als solche erwiesen
wird, die Verletzung einer zwischenstaatlichen Verpflichtung bedeutet.

Endlich erkennt das Schiedsgericht über Umfang und Art der Wieder-

gutmsachung im Falle einer Verletzung bestehenderVerpflichtungen
Das Vergleichsverfahren erfaßt diemgegenüberdie rein politischen

Streitigkeiten, d. h. solche Konflikt-e, die sich nicht als eine Kollision
von Rechten, sondern als Gegensatz solcher Interessen darstellen, die

noch keinen Rechtscharakter erlangt haben. Es tritt als o

neben die obligatorische Schsiedssprechung bei

Rechtsstreitigkeiten die obligatorische Vermitt-

lung bei politischen Streitigkeiten.
Regelung ist eine verhängnisvolle Lücke in der Streiterledigung
früherer Zeiten geschlossen, die nur einen Appell an die Waffen
kannten, wenn die Lösung von Konflikten auf dem Wege des Schieds-
gserichtes oder allenfalls der Diplomatie unmöglich war oder versagte.
Greift das oben beschriebene Schlichtungsverfahren zwischen Deutsch-
land und einem anderen Staat überhaupt Platz und wird ein Fall
nicht im Gerichtsverfahren behandelt, so hat das nicht mehr die Folge,
daß er einem Schlichtungsverfahren überhaupt nicht unterliegt; viel-

mehr kommt dann ohne weiteres das Vergleichsverfahren zur An-

wendung, und diesem Verfahren kann sich die belangte Partei in

keiner Weise entziehen.
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Mit dieser
»

Ähnlich im Aufbau, oshne doch- dabei die Streitbeilegungsmöglichs
keiten so zu erschöpfen wie die von Deutschl-and abgeschlossenen
Schsiedsgerichtss und Vergleichsperträge, ist die Regelung von Streitig-
keiten, wie sie die Völkerbundsatzung vorsieht. Während Deutschland
an sdas vorhin beschriebene Schlichtungsverfahren nur auf Grund von

Spezialverträgen mit einzelnen Staaten gebunden ist, findet die

Schiedsgerichtsregelung der Völkerbundsatzung
auf alle geeigneten Streitfälle Anwendung, die zwischen den Mit-

gliedsstaaten des Völkerbundes entstehen; ja, selbst Nichtmitgliedsi
siaaten können der Schsiedsregelung des Völkerbundes unterworfen
werden. Damit erhält das Völkerbundverfahren zumindest rein theo-
retisch ein universales Anwsendungsgebiet. Das Schlichtungs-
ver-fahren des Völkerbundes ist etwas kompliziert, weil es den Par-
teien sehr viel Möglichkeiten des Vorgehens gewährt, ohne doch«dabei

auf jeden Fall sehr wirkungsvoll zu sein für den Zweck der Wahrung
des Friedens. Diese Freiheit hat sichsdenn auch bisher für den wirk-

lichen Schutz irgendeines verletzten Rechtes nicht immer als glücklich
erwiesen. Den Mittelpunkt des Genfer Schlichtungsverfahrens bildet
die Vorschrift der Völkerbunsdsatzung,daß vor Anrufung der Waffen-
gewalt zumindestens der Versuchs friedlich-er Streit-

erledigung gemacht werden müsse. Artikel 12 der Satzung be-

stimmt, daß alle zwischen den Mitgliedern des Völkerbundes ent-

stehenden Streitigkeiten entweder der Schiedsgerichtssbarkeit oder dem

gerichtlichen Verfahren oder der Prüfung- durch den Völkerbundrat

unterbreitet wer-den müssen. Die Parteien haben grundsätzlich freie
Hand, ob sie sichsim Einzelfalle an ein« Schiedsgericht, ein Gericht —-

in erster Linie den Ständigen Jnternationalen Gerichtshof im Haag
—- oder an den Rat des Völkerbundes wenden wollen. Nur wenn

sie sich auf ein Gericht oder Schiedsgericht einigen, ist der Streit damit

normalerweise aus der Welt geschafft; denn die Entscheidung des

Schiedsgerichts hat binden-de Kraft. Wenden sich die Parteien da-

gegen um Vermittlung an den Rat, so ist nach dem Scheitern dieser
Vermittlung die kriegerische Erledigung grundsätzlich nicht aus-

geschlossen, weil das Gutachten des Rates die Parteien nicht bindet.
Nur für den Fall, daß der Rat einen Vermittlungsvorsschlag ein-

stimmig erstattet hat, darf gegen die Partei, welche sich- dem Vor-

schlag fügt, kein Krieg geführt werden. —

Aber selbst bei Streitfragen rein rechtlicher Natur macht die

Völkerbundssatzungdie Anrufung der Schiedssprechung nicht obliga-
torisch. Artikel IZ Absatz I empfiehlt nur, daß diejenigen Fragen,
welche »nach Ansicht der Parteien« einer schiedsrichterlichen Lösung
oder einem gerichtlich-en Verfahren zugänglich sind-,nachs dem Scheitern
diplomatischer Verhandlungen der Schiedsgerichts- oder der Gerichts-
barkeit unterbreitet werden sollten. Als Streitgegenstand sind die-

selben Fragen aufgeführt, welche dem Schiedsverfahren auf Grund

der deutschen Schiedsgerichts- und Vergleichsperträge unterliegen.
Aus der Formulierung der Völkerbundvorschriftenhat die herrschende
Meinung mit Recht den Standpunkt abgeleitet, daß die Völkerbund-

satzung keinerlei Verpflichtungen zur schiedsrichterlichen Erledigung
rechtlicher Streitfragen und somit nur dass P r i n z i p sd e r fa k u l ·

tativen Schiedssprechung enthält.

Diesem zustand der Unsicherheit hat der Vorschlag des mit der

Ausarbeitung eines Entwurfes zum Weltgerichtshof eingesetzten
Juristenkomitees abhelfen wollen insofern, als er die Anrufung des

Gerichtshofes für die obengenannten Fälle obligatorisch machen
wollte. Der Vorschlag wurde zwar nicht angenommen, aber durch
Artikel 56 des Statuts des Ständigen Jnternationalen Gerichstshofes,
der sogenannten »Fakultativklausel«, wird denjenigen
Staaten, welche sich dazu- bereit erklären, Gelegenheit gegeben, durch
Unterzeichnung eines Spezialprotokolls die Zuständigkeit des Welt-

gerichtshofes für alle oder einzelne Rechtsfragen anzuerkennen.
Dieses Protokoll ist bisher außer von Deutschland von vierzehn
Staaten unterschrieben worden (von Abe-ssin-ien, Belgien, Bulgarien,
Dänemark, Estland, Finnland, Haiti, der Riederlande, Rot-wegen
Österreich, Portugal, Schweden, der Schweiz und Uruguay). Damit

hat Deutschland als erste der Großmächte einen Schritt getan, der

für die Förderung der Schiedsgerichtsidee in den zwischenstaatlichen
Beziehungen kaum überschätztwer-den kann. Es darf wohl als sicher
angenommen werden, daß die deutsche Initiative bald andere Groß-
mächte veranlassen wird, ein gleiches zu tun. Vergleicht man die

von Deutschland durch viele Verträge übernommenen Verpflichtungen
zur friedlich-en Erledigung internationaler Streitfälle mit dem bisher
vom Völkerbund auf Grund seiner Satzung angewandten Verfahren-
so ergibt sich eine bedeutende Überlegenheit des deutschen System-.
Die Teilung internationaler Streitfälle in rein rechtliche und politische
und die damit verbundene doppelte Art des Schlichtungsverfahrens,

»

die noch vor wenigen Jahren von vielen Großmächten als inopportun
abgelehnt worden ist, hat sich als sehr glücklich erwiesen und gilt
heute allgemein als die beste Methode zur Wahrung des Friedens.
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Zur Euklavenfrage
Von Oberregierungsrat Dr. C o n r a d.
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le ter eit aus den Zeitungen in einen größerenund fünf ganz kleine Teile ze.rfallt. Kreis-

Mtngjiikiensrsslkgblennendlxgrdeesnevtlålcfl2150tanklcgen(Gebietseinschlüsse)stadt ist Ranis Wenn ein Tandwiirt aus «Blint-endorfzum
tm Deutschen Bei-ehgibt Denn wer nicht in oder in der Nähe Landratsamt will, so hat »er·nachRanisf 49 KilometerFandweg
einer Enklave wohnt oder dienstlich dort zu tun hat, merkt von zu uberwindem «Das zustandige AmtsgerichrZiegenruck ist ,nur
ihrem Bestande nichts. Das Statistische Reichsamt hat kürzlich 34 Kilometer weit. »Aberer kann auch mit der Bahn fahren..
eine genaue Zusammenstellung gemacht Und in ihr jeden Wohnplatz, Dann muß er 13 Kilometer bis zur EisienbahnstationTobBensjede Gemeinde jedes Wald-stück,die ein-e Enklave darstellen, nach stein wand-ern. Von -dort«kanner nach Ziegenruck fahren.

·

is

Größe,Einwohnerzahlusw. verzeichnet. Dabei hat sich «herausgestellt,nach Ranis hat er noch einmal 13 Kilometer Fußwegz
O

Jst ihm
daß ein Viertel sämtlicher Gebietseinschlüssegar nicht bewohnt ist, auch »das zu- anstrengend,so·kann er bequemernach»Ran-iskommen,
daß etwa Drei Viertex weniger als 1500 Hektar groß sind-und indem er in nächsterNashe in die Bahn »steigtund in einem großen
zugleich weniger als 1500 Einwohner besitzen. Man könnte sie als Bogen,nor-dostwarts ausholen«d,nach Poßnseckfahrt. Von- dort bis

zwekgenklaven bezeichnen Ranis braucht er nur noch 8 Kilometer zu laufen. »Aber sein
Die Fälle, in denen ein ganzes deutsches Tand von anderem Schienenwegbetrug. 170 Kilometernach Poßnch Wie oft aber

deutschen Gebiet umschlossen ist, wie z.B. Waldeck von Preußen, mußnicht der Kreisieingessessenein seine Kreisstadt fahren,in der
wird man hier außer Betracht lassen können. Das Gemeinsame aller sich Kreiskassie, Kreiskrankenhaus,Finanzamtbefinden.
übrigen Gebietseinschlüsseist die räumlich e Trennung v er- Besondersdeutlicherkennbarwir-d das Durch-einanderder Tan-

Waltungss und verfassungsmäßig zusammen-« desteilseaus einer akartenmaßigenDarstellung.In einer Sonder-
gsehöriger Lande-steile Dem Gesbietseinschluß vom Stand- zeichnungdes erswsahnten Werkes hat z.B. Blintendorf fast die

punkt des oder sder umschließendenLänder aus gesehen, entspricht Gestalt eines polypen « · » . · « «

dann- gewissermaßen als« Korrelat, die Exklave (-der Gebietsauss
« Man scheint der Beseitigung dieserGebietssplitterjetzt fernst-

schluß),vom Standpunkte dies Stammlandes aus gesehen. Birken- lich nahertreten zu wollen. Auch die Landerkosnferenznhatsichin
fklsd z. B. ist oldenburgische Exklave und: zugleich eine in Preußen . ihr-er Resolution an zwei Stellen mit sder Frage beschaftigt. »Die
liegende Enklave.

»
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»Mitteldeutschland auf
dem Wege zur Einheit«, L
aus der folgender Fall an-

geführt sein mag:



Der Heimaidieust

gemein-den·,wen-n dsie Bezahlung von Verwaltungsgebäuden erwogen
wird us-w., dann ist bei der groß-enZahl der Splitter- ein Ende des

»Verkosppelungsverfahren«nicht abzusehen, und es würde sich auch
als recht kostspielig erweisen. ,

Es handelt »sichbei dieser Gebietszersplitterung in- Deutschland
um einen Reichsnotstand. Um ihn zu beseitigen, müssen die

Beteiligten, Länder, Gemeinden unsd Private, Opfer bring-en, im

Interesse der Allgemeinheit. Ohne dies geht es nicht.

Zum Glück iftdie großeMehrzahl der Gebietssplitter, wie erwähnt,
klein; an ihre Beseitigung denkt man in der Offentlichkeit und

offenbar auch in der Resolution der Länderkonferenz in- erster Linie,
nicht aber z. B. an die Asngliederung Ober-hessens mit 328 000 Hektar
Fläche und fast ebensoviel Einwohnern an das es umschließende
Preußen. Je kleiner die Enklave, um so leichter aber ist ihre
Beseitigung Man wird daher nicht nötig haben, die zweifelhaften
und großen Fälle schon jetzt in Angriff zu nehm-en und damit die

ganze Aktion zu belasten. Man könnte vielmehr zunächst zweckmäßig
folgende Fälle herauslassen:

«

a) ganze Länder; deren Beseitigung wäre eine Verfassungsfrage;
b) die wenigen im Ausland liegendenEnklaven (badische Teile

in der -Schweiz), denn das ist mit deutscher Gesetzgebung allein

nicht zu lösen; .

c) die für das Stammlansd — wie man sie bezeichnen könnte —

lebenswichtigen Enklaven (z.B. das erwähnte Oberhessen für
Freistaat Hessen, Bremerhaven für Bremen).

Die Beseitigung der sogen. Verwaltungsenklaven ist
ferner Sache des betreffenden Landes selbst. Man versteht dar-

unter die Fälle, in denen Teile eines Regierungsbeezirkes oder

Kreises usw. in einem anderen Regierungsbezirk oder Kreis des-

selben Landes eingekapselt liegen. Dies Kuriosum findet sich
namentlich in sden nach 1866 erworbenen westlichen Provinzen
Preußens und in· Mitteldeutschland.

Die Beseitigung der Länderenklaven kann nur durch dass ein-

mütige Zusammenwirken aller Länder geschehen. Es ist also wün-
schenswert, daß die Länder sich etwa über folgende Punkte einigen:

l. Zwergenklaven (etwa solche mit weniger als 1500 Hektar
Fläche und weniger als 1500 Einwohnern) werden, wenn sie nur

von einem deutschen Land umschlossen sind, an dies-es abgetreten
und von ihm eingegliedert.

"

2. Die Länder treten die weiteren bestehenden Gebietssplitter,
soweit sie nicht für das Stammland lebenswichtig oder ihre Ab-

tretungoder Übernahme aus sonstigen Gründen nicht erträglich ist,
. ohne Entschädigung für den Verlust der Staatshoheit ab.

Wird ein Gebietsteil von mehreren Ländern begrenzt, so erfolgt
die Zuteilung des Gebietsteils zu einem oder mehreren Umschlie-
ßungsländern unter Berücksichtigung der verkehrs-, wirtschafts- und

verswaltungspolitischen Verhältnisse sowie des Willens der

Bevölkerung
Z. Die Länder, welche Gebietssplitter übernehmen, verzichten

asuf eine Entschädigung von Gemeinden und Gemeindeverbänden

seitens des abtretenden Lan-des.

4. Über die Frage, welche Gebietsteile von der Abtretung aus-

zuschließen sind (Ziffer 2 Abs. 1) und wie die Zuteilung von Ge-

bietsteilen ism Falle der Ziffer 2 Abs. 2 zu erfolgen hat, entscheidet
auf sAnrufen eines der beteiligten Länder ein Schiedsgericht.

Nachdem- sich die Länder über Abtretung und Übernahme der

Gebietsteile geeinigt haben, erfolgen die Gebietsändierungens gemäß
Art. 18 Abs. 2 RV. durch einfaches Reichsgesetz. Schwierigkeiten
verursachen der Vollzug der Lan-dabtretungen und die Überleitung
der Staatshoheit im einzelnen. Fragen der Änderung der Landes-

angehörigkeit der Einwohner, Übernahme und Weiterführung der

anhängigen Gerichts- und Verwaltungsfachen, der Grundbücher,
Übernahme der Beamten und Lehrer, Steuererhebung während der

Übergangszeit, alles dies bedarf einer Regelung, damit sich der

Wechsel der Staatshoheit reibungslos und ohne vermeidbare Nach-
teile für die Einwohner der betreffen-den Gebiete vollzieht. Da

aber diese Vollzsugs- und Überleitungsbestimmungen regelmäßig bei

allen Landabtretungen wiederkehren werden, so könnten auch hierfür
allgemeine Richtlinien zwischen den Ländern vereinbart werden.

Jn den Haushalten der Länder wird sich die Ersparnis durch
die Enklavenibeseitigung vielleicht nicht so auswirken, wie mancher
annehmen wird. Gleichwohl ist es eine Aktion von erheblichem Aus-

maß; auch wenn »nur« 150 kleine Enklaven einbezogen werden,

handelt es sich um ungefähr 100 000 Hektar und 80000 Einwohner.
Nicht um eine Verschönerung der deutschen Landkarte handelt es

sich, sondern um die Beseitigung eines Notftansdes, von dem man

kaum versteht, daß er so lange ertrag-en worden ist. Möchte sie daher
möglichst schnell durchgeführt werden.

Zur Wirtschaftsentwicklung Polenss.
Von Dr. Elias Hur-witz, Berlin.

Wer hätte es dem alten Revolutionär pilsudski, als dieser im
Mai 1926 seinen Staatsstreich vollzog, zugetraut, er würde,s zur
Macht gelangt, seine Hauptaufmerksamkeit auf die wirtschaft-
liche Gesundung polens richten? Und doch muß man heute bei
der Betrachtung der bisherigen Wirtschaftsentwicklung des neuen

polnischen Staates seine eigentliche wirtschaftliche Konsolidierung
erst in der Zeit nach Mai 1926 beginnen lassen, so daß diese Wirt-

schaftsentwicklung von selbst in zwei einander ablöfende, charakte-
ristische Perioden zerfällt.

-

Allgemeine Zerrüttung der Industrie, Verarmung der Land-

wirtschaft, Desorganisation des Eisenbahnwesens im ganzen öst-
lichen Teile Polens, der als Kriegsschauplatz diente, erschöpfender
bewaffneter Kampf mit den Nachbarn fast an allen Grenzen —-

das ist das Bild polens in den ersten Jahren seiner neuen staat-
lichen Existenz. Es liegt auf der Hand, daß der wirtschaftliche
Wiederaufbau hier nur äußerst mühsam sein konnte. Erst gegen
das Jahr 1922s23 erholte sich die polnische Landwirtschaft,
wie durch die folgenden Zahlen der Anbaufläche veranschaulicht wird:
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Ein analoges Bild bietet aber auch die Entwicklung der Jn-
du st r i e dar. Die Steinkohleförderung stieg von 29,8 Mill. t im Jahre
1921 auf 36,I Mill. t 1923. Die Erzeugung von Roheisen im gleichen
Zeitraum von o,4 auf 0,5 Mill. t; von Stahl von 855000 t auf
l 132 000 t. Jm gesamten Berg- und Hütten-wesenstieg in derselben
Zeit die Zahl der beschäftigtenArbeiter von 103 140 auf 315 847. Ja
selbst in der Textilindustrie in ihrem Hauptsitz Lodz wurden 19233ins-
gesamt 92 000 Arbeiter gegen 64 000 im Jahre 1913 beschäftigt.
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Die monatliche Durchschnittszahl der Arbeitslosen sank von 90 000

im Jahre 1922 auf 76 000 im Jahre 192Z. Die Ausfuhr stieg von

rund 2 Mill. t im Jahre 1921 auf !7-,6 Mill. t 192Z, und die

Handelsbilanz, die noch 1922 passiv war, wurde 1923 aktiv. Kurz,
auf allen Gebieten der polnischen Volkswirtschaft schien eine Auf-
wärtsbewegung im Gange zu sein.

Auf welchem schwankenden Grunde jedoch diese ganze Ent-

wicklung ruhte, zeigte sich sehr bald — schon im Jahre 1924, und

zwar ebenso auf sämtlichen Gebieten des polnischen Wirtschafts-
lebens. Die Steinkohlenförderung sank auf Z2,2 Mill. t, Roheisen
auf 0,Z Mill. t, Stahl auf 678 000 t, die Gesamtzahl der im Berg-
und Hiüttenwesen beschäftigten Arbeiter auf 220 000. Hiergegen
stieg die Arbeitslosigkeit monatlich im Durchschnitt aufs Doppelte
(124 000 im Jahre 1924). Und die Handelsbilanz wurde wieder

passiv«
Die einmal begonnene Abwärtsbewegung setzte sich auch im

Jahre 1925 fort. Auf der Konferenz der ChristlichsDemokratischen
Partei, die. Anfang Juni 1925 stattfand, veröffentlichte Kor-

fanty überaus pessimistische Angaben über den Zustand der pol-
nischen Industrie: die Kohlenförderung war im Vergleich mit dem

Friedensftand um 50 v. H» die Eisenindustrie um 40 v. H»
die Textilindustrie gleichfalls um 40 v. H. gesunken. Die Zahl
der Arbeitslosen war nach den eigenen Angaben des Premiers und

Finanzministers Wladislaus Grabs ki auf monatlich 175000

angeschwollen, und selbst diese Zahl bezeichnete Korfanty als noch
«

zu niedrig gegriffen!
Zu gleicher Zeit begann aber auch die polnische Währung

zu sinken, und es ist überaus kennzeichnend, daß die damaligen pol-
nifchen Staatsmänner ihre Hauptaufmerksamkeit und Hauptenergie
weniger auf die Hebung der einheimischen produktion als auf die

Hebung des ZlotY richteten, dessen Sturz sich ja so sehr in den aus-

wärtigen Beziehungen des polnischen Staates, vor allem in seiner
Handelsbilanz, bemerkbar machte. Jm Februar jenes unglücklichen
Jahres 1925 versuchte Grabski, die Währung auf der Paritätss
grundlage 1 Dollar gleich 5,18 Zloty zu stabilisieren. Zugleich
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beLiann er die Einfuhr zu drosseln. Der etwa Mitte l975 beginnende
Zvllkrieg mit Deutschland kam daher dem Finanzminister fur seine

llandelspolitischen pläne durchaus nicht ungelegen.Jn«der Tat er-

keichte et es, daß schon im September 1925 die Handelsbilanzpolens
wieder aktiver wurde. Allein der Verfall des Zloty war nicht mehr
aufzuhalten. Am Schlusse desselben Jahres besaß die Bank polski
UUV noch ein Fünftel der vorgeschriebenen Deckung. Jm November
1925 wurden zeitweise für 1 Dollar Ule Zloty gezahlt.» Mit
dem Sturze des »stabilisierten«Zlotyfsturztefauch sein Schopfer,
WI. Grabski, der im November 1925 in volligerOhnmacht gegen
die Finanzkrise sein Amt niederleg·te. Der Niedergangder Pro-
duktion, die man, wie soeben gesagt, in der ausschließlichenvSorge
um die Währung in den Hintergrund schob, machtesich in teilweise
blutigen Demonstrationen von Arbeitslosen in Kalisch, Wloclawek,

Stk7i- Temberg, Tublin und Warschau geltend.

Dennoch war die Währungss und, damit zusammenhängend,die

Finanzikrisis so akut geworden, daß sie»auchweiter im Vordergrund
stehenbleiben mußte. Man begann- in verstarktemMaße ihren
Gründen nachzugehen und richtete naturgemaßdas Hauptaugenmerk
auf das Sstaatsbudget und namentlich auf das M·ilitar-
bu·dget, das mit seinen 700 Millionenleoty uber einpDritrel
des gesamten Staatshaushalts (1,9 Milliarden Zloty) einnahni.
Manche auswärtigen Kenner Polens waren der Ansicht, daß dieser
Stacttshaushalt die Wirtschaftskraft des Landes um das Doppelte
übersteige.Manche oppositionelle Zeitung im Fande»selbst wies,

ganz abgesehen von der beträchtlichen Friedensprasenzstarke lder pol-
nischen Armee (318000 Mann, die sog. Grenzschutzkorps nichtmit-
gerechnet), auf den Zivilbeamtenapparat des Staates, der 1e neinen
Beamten auf 56 Bürger ergibt. Was aber den auffallendenToweni

anteil des Militärbudgets anbetrifft, »so stellte der britische Sach-
verständigeHilton Voung, der polen ans Ort und Stelle studierte,
die Alternative auf: »Ohne natürliche Grenzensteht Polen vor der
schwierigen Frage-· entweder infolge militärischer Schwache nicht

imstande zusisein, sich gegen Deutschland und nRußland»zuwehren,
oder aber — den finanziellen Bankerott zu- wahlen . . .

Ein Teil der öffentlichen Meinung selbst wsar indessen nicht
so fatalistisch gesinnt wie der englische .»F«inanzfachmann.Nicht
nur die P. P. S., die Polnische Sozialistischepartei, .samt der

D. S. A. P., der Deutschen Sozialistischen Arbeiter-Partei, sondern
manch ein maßgebender Militär (es sei z. B. der GeneralRoJa ge-

nannt) erklärten, zum Schutze der polnischen Grenzen sei eine stehende
Armee von 100 000 Mann vollständig ausreichend.- Als daher das

Kabinett WI. Grabski von der Koalitionsregierung des- Grafen
Skrzynski abgelöst wurde, stand der Abbau«des; polnischen
Militarismus infolge des Eintritts der P.P.S. in das Kabinett

Skrzynskis nicht nur aus politischen, sondern wesentlich auch aus

finanziellen Gründen im Vordergrund, undl die Regierung mußte
hier einen ziemlich weitgehenden Abbau um so mehr versprechen, als

dieser von der P. p. S. geradezu zur Bedingung ihrer Teilnahme am

Kabinett gemacht worden war. Dennoch gelang es den Vertretern
der P.P.S., von dein 700 Millionen Zloty starken Militärbudget
nur 136,5 Millionen herunterzuhandeln —- ein bescheidener, aber

nicht unbeachtlicher Erfolg, über den hinaus jedoch die Regierung
(z. B. in bezug auf die Verkürzung der Militärdienstzeit) lediglich
im Stadium der Versprechungen verblieb. Auch sonst machten sich, -

namentlich unter dem letzten Finanzminister vor dem pilsudskischen
Staatsstreich, Zdziechowsski, wie wir bald sehen werden, manche
wirtschaftliche Fortschritte im einzelnen bemerkbar, die wirtschaft-
liche und finanzielle Gesamtlage blieb aber unübersichtlichund

unsicher.
Jn ein sicheres Flußbett trat die polnische Gesamt-

wirtschaft erst unter dem Regime pilsudskis. Der Diktator
suchte,- wo nur möglich (aber mit Ausnahme des Militäretats), an

Staatsausgaben zu sparen, selbst dort, wo solche Ausgaben, wie

z. B. beim Thausseebau, wirtschaftlich gerechtfertigt wären. Gleich-
zeitig wurde der Steuerapparat reorganisiert und namentlich ein

Gesamtsteuerzuschlag von 10 v.H. eingeführt. Das Resultat war

ein konstantes·Wachstum der Staatseinnahmen, das bis zur Gegen-
wart anhält. So betrugen z. B. die Staatseinnahmen vom l. April
bis Juli 1927 einschließlich815 Millionen Zloty, denen 713 Mil-
lionen Zloty an Ausgaben gegenüberstanden, was ein Plus von

102 Mill. Zloty ergibt, während im gleichen Zeitraum des Vor-
jahrs die Einnahmen 601, die Ausgaben Hos, das Minus also
4 Mill. Zloty betrug. Und so ereichten, nach den mir vorliegenden
letzten Angaben, auch im Dezember 1927 die Einnahmen aus

öffentlichen Abgaben und Monopolen die Gesamtsumme von

225 Mill. Zloty, während im Dezember des Vorjahres es 34 Mil-
lionen Zloty weniger waren. An diesem Wachstum partizipieren
schlechterdings alle Arten der Staatseinnahmen, z.B. die Mono-

pole mit 71 Mill. Zloty im Dezember 1927 gegenüber 67 Mil-

lionen Zloty im Dezember 1926z die Steuern im gleichen Monat

mit 154 Mill. ZlotY gegenüber 124 Mill. Zloty des vorjährigen
Dezembers usw-.

X

Daß ein solches dauerndes Steigen der Staatseinkünfte nur

auf der Grundlage eines

ebensokonstanten Steigens der Pro-
duktion möglich ist, ist sel stverständlich. Um dieses Steigen
nur an einigen typischen Zahlen zu veranschaulichen, seien Ver-

gleichszahlen für die durchschnittliche Monatsproduktion der

sogenannten Grundindustrien angeführt (in Tausend Tonnen):

«

,

»Halt-just me 2.Ha1bjahr x926 rHatbjahkMi

Steinkohle 2327 5628 3088

«

Roheisen . . . . . . 243
"

303 457
Rohstahl . . . . . ; 506 819

"

iooi

Rohzink . . . . . . ; 99 for i20

Charakteristisch ist ferner für die gleiche Tendenz der Wirtschaft
auch der wachsende Verbrauch industrieller Roh-
stoffe usnd Halbfabrikate im Lande; wie er sich- aus den

folgenden Einfuhrzahlen ergibt:

i. Halbjahr i. Halbjahr
i927 1926

Mill. Zl. Mill. Zl.

Rohstoffe u.Halbfabrikate f. d.Hüttenindustrie. . 48,3 . HA
» » » « « Industrie 52i5 29,5
« « « « » Textilindustrie - - X80,Z 98A

G es a m t e i n f u h r Jndustrieller Rohstoffe alw-
und Halbfabrikate . . . . . . . . . . . . 348,7 174,6

Für die Entwicklung der L an d wirtschaft sei auf die ein-
heimische Produktion des Kunstdüngers hingewiesen: 1924 299 000 t,
.1925 515 000 t, 1926 615 000 t.

Wir haben soeben die Frage der Handelsbeziehungen Polen-
mit dem Ausland berührt. Es seien zunächst einige Zahlen über
den Transitverkehr angegeben. Der Tagesdurchschnitt an Güter-

wagen betrug 1925: 715; 1926: 855;1 Januar-April 1927: 1080.
Der A uß enh and el Polens mit seinen wichtigsten Kontrahenten
wird durch die folgende graphische Darstellung (in Millionen

v

Goldfrank) veranschaulicht:
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? He
Man ersieht hieraus deutlich, wie verheerend der deutsch-

-p o ln i s ch e Z o llk r i e g auf den beiderseitigen Handel gewirkt
hat. Dennoch ist es bezeichnend, daß der deutsch-polnische Handel
auch nach dem. Zollkrieg immer noch, wenn auch in sehr ver-

kleinertem Maßstabe gegen früher-, im Vordergrund steht. Aus- der

gleichen Darstellung ergibt sich übrigens die Bedeutu g der Ver-

einigten Staaten als Tieferant und, namentlich im ahre 1926,

39
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Englands als Abnehmer Polens. Letztere Erscheinung ists zweifellos
die Folge des britischen Kohlenstreiksz die damals angeknüpften
Beziehungen dürften, wenn auch quantitativ verringert, noch weiter-

bestehen. Was aber den deutschsspolnischen Handel
anbetrifft, fo muß allerdings nach 1926 eine erneute Zunahme
festgestellt werden, die sichsaus« folgenden Zahlen ergibt:

Einfuhr nach Deutschland in Millionen Reichsmark

i. Halbjahr x927 k. Halbjahr i926

Aus: Danzig . . . . . . . . 7,8 9,2
- Ostpolen . . . . . . . 86,2 62,7

Westpolen . . . . . . . 38,7 32,5
«

Poln.-Oberschlesien. ZZ,9 25,5

Insgesamt i66,6 129,7

» Ausfuhr aus Deutschland in Millionen Reichsmark

Nach: Danzig . . . . . . . . 36,7 ZZJ

Ostpolen . . . . . . . 9x,6 48,2

westpolen . . . . . . 22,x 6,Z

Poln.-Oberschesien . 43J 18,9

Jnsgesamt i93,5 x06,5

Das Wachstum des polnischen Außenhandels im Jahre 1927

hat einerseits gesteigerte Zolleinnahmen, andererseits jedoch- eine

Bedrohung der Bilanzaktivität bewirkt. Soweit die Passivität der

Handelsbilanz der gesteigerten Einfuhr gewerblicher Rohftoffe und

Halbfabrikate (s. oben) zuzuschreiben ist, stellt sie isolkswirtschsaftlich
keine bedenkliche«Erscheinung dar. Anders jedoch, soweit sie auf
der Einfuhr von Lebensmitteln, einschl. Getreide, beruht, die nicht
nur der ungenügenden Ernte des Jahres 1926, sondern auch einer
—- trotz der Proteste von sozialistischer Seite und Bedenken eines

Teils der Regierung selbst — im gleichen Jahre forcierten Getreides

ausfuhr zuzuschreiben ist. Jn letzter Zeit gesellt sich als Ursache der

Bilanzpassivität auchs eine gesteigerte Einfuhr von Luxusartikeln
(vornehmlich aus Frankreich) hinzu.

Alles in·allem jedoch bleibt das Gesamtbild der polnischen
Wirtschaft im Zeitalter Pilfudskis durchaus befriedigend — was

übrigens auch als politisches Moment bei dem gegenwärtigen
Wahlkampf von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist. Die

Konsolidierung der polnischen Wirtschaft erhält auch nach außen
hin ein« sichtbares Zeichen darin, daß die bisher allen Regierungen
Polens versagte Anleihe der gegenwärtigen im November 1927

·

von den Vereinigtn Staaten in einer Höhe von rund 62 Millionen

Dollar-und 2 Mill. Pfund Sterling gewährt wurde. Diese Anleihe
soll in erster Linie der Stabilisierung der Währung durch Ein-

ziehung ungedeckten Papiergeldes dienen. Polen mußte sich dafür
in der Person des Amerikaners Charles Dewey, der Sitz und

Stimme im Vorstand der Band Polski erhielt, einen Finanz-
kontrolleur gefallen lassen. Die von der Anleihe erwartete Geld-

flüssigkeit im Lande ist übrigens bisher nicht eingetreten. —

Jn dem günstigen Gesamtbild der polnischen Wirtschaft gibt
es aber eine beträchtliche Schattens eite, und das ist die Not-

lage der niederen, insbesondere der arbeitenden Klassen. Diese
Notlage hängt vor allem mit der Teueuung der Lebens-

«"

mittel zusammen, die sich klar aus den folgenden Zahlen ergibt:

100 Kilogramm nachstehender Lebensmittel kosteten in Zloty:

I mi I 1925 I i927

weizen . . . . . . . x8,97 aoxu 50,80

Roggen . . . . . 13,78 32,2x 40,30

Weizenmehl . . . . . 29,52 56,90 75,oo

Zucker. . . . . . . . 73,oo i00,00 x29,oo

Rindfleisch(i1iilogr.). . x,03 Mo Z,oo

Kisten Eier Mo Stück) . 77,soo j35,oo -

260,00
Die sozialistische presse hält sich —- .nicht ohne Grund —-

darüber auf, daß 100 kg Weizen in den Vereinigten Staaten 5,28,
im Agrarland Polen aber 5,69 Dollar, 100 kg Roggen dort 4,4Z,

hier 4,56 kosten. Die Lohnerhöhung seit dem Maiumsturz des

Jahres 1926 macht höchstens 16 v.H., die Teuerung aber Zo v.H.
aus. Auch hier führt eine direkte Linie von der Wirtschaft zur
Politik und für den Entschluß der P.P.S. sowie der Deutschen
Arbeiterpartei, in Opposition zu Pilsudski zu bleiben, ist nicht nur

die Bedrohung der Sejmrechte, sondern eben auch die Teuerung
maßgebend gewesen. Die Regierung- ist sich übrigens selbst bewußt
(vgl. z. B. das Werk des Finanzministeriums in Warsch-au, ,,La
Pologne Econoquue«, 1927), daß hier ein großes Manko vor-

liegt, sie hat auch bereits vor Monaten eine ,,Kommission zur
Prüfung der Produktionskosten und der Preise« eingesetzt, die aber

bisher kein greifbares Resultat ergeben hat.
Ein großes Manko der polnischen Wirtschaft ist ferner die

Rückständigkeitdes Eisenbahnnetzes (Polen: 5 Eisenbahnkilometer
auf 100 qkm, Deutsch-land: 12,2). Es auszubauen macht sich die

Regierung zu einer ihrer wichtigsten Aufgaben. Namentlich liegt
ihr die Verbindung Oberschlesiens mit der Ostsee und der westlichen
Provinzen mit den östlichen am Herzen. Dieser Tage veröffent-
lichte der »Kurjer Warszawskik die Nachricht, daß 15 Mill. Zloty
in- den Ausbau des Hafens von Gdingen investiert werden

sollen. Es dürfte darin das Streben Polens zum Ausdruck kommen,
seinen Seehandel — »für jeden »Fall« — möglichst von Danzig
zu- emanzipieren, dessen Entwicklung (in Tonnage ein- und aus-

laufender Schiffe) sich, nach dem vorhin zitterten Werke, folgender-
maßen darstellt:

"

Itiänigsberg klanin Estettin
Gdingens eigene Entwicklung stellt sich demgegenüber allerdings

als noch recht unansehnlich dar, wie die folgenden Tonnagezahlen
ein- und auslaufender Schiffe beweisen: Danzig 1925: 2703 740,
1926: 4067016z Gdingen 1925: 51728, 1926: 414005.

Gdingen
Von Dr. Th. Rudolph, Danzig.

Jm 13. Wilsonpunkte
war Polen die Sicher-
stellung eines freien Zu-
ganges zum Meere ver-

sprochen worden. Daraus
leitete Polen einen An-

spruch auf territorialen

Besitz an der Küste der

Ostsee ab und forderte in

Versailles einen Küsten-
abschnitt für sich, der über
die Seegrenze der Provinz
Westpreußen nach Westen
und Osten weit hinaus ging

Weichseldelta und die deut-

fche Stadt Danzig bildeten.
Die westliche Hälfte der westpreußischenKüste wurde Polen

zugeschlagem Die östliche Hälfte blieb ihm vorbehalten. Aber da

NO

und dessen Kern das deutsche

der polniisch gewordene Küstenstvich hafenlos war, wurde das
Weichiseldelta mit Danzig unter Außerachtlassung des Selbst-
bestimmungsrechtes zu einem Staate

freie
Stasdt Danzig« erhoben

und der Danzig-er Hafen nebst den Wa serwegen der Weichfel Polen
als ungehinderter Zugang »zum- Meere vertraglsich erschlossen. Ein

Danziger Hafenausschsuß,dem je 5 Danziger und Polen und als

Vorsitzender ein Schweiz-er Staatsbürger angehören, verwaltet Hafen
und Wasserwege. Er hat dafür Sorge zu tragen, daß Polen
sein volles Recht wird-
und der Hafen den wirt-

schaftlichen Ansprüchen Po-
lens entsprechend ausgebaut
wird.
Über die Bindung an

eine volle Ausnutzung des

Danziger Hafens, der Po-
len in dieser Weise zur
Verfügung gestellt worden

ist, hat sich Polen hin- Gdingen Bahnhvf
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Weggesetzt, indem es an seiner Küste in 15 km, Luftlinieni
entfernung von Danzig, unmittelbar an der Danziger Grenze,
mit Staatsmitteln einen künstlichen Handels-»und Kriegs-
then von eminenten Ausmaßen erbaut. (Fur die Hiaifenbaw
kosten sind allein 50 Millionen ZlotY veranschlagt.) An dieser
Stelle- an der das klein-e FischerdörfchenGdinsgen ein· still-es und

zurückgezogenesDasein führte, sind die Fundamente einer Hafen-
Und Handelsstadt Ødingen gelegt worden, dsise nach dem vorlaufigen

Gdingen

Plane 100 000 Einwohner beherbergen soll. Mit einer Ent-

schlossenheit und Tat-kraft sondeksgreichen ist. dieser plcm in

Ugtiff genommen worden. Auf einer Fläche von mehreren
Quadratkilometernerheben sich in scheinbarer Wahllosigkeit, wie

Pllze aus dem Erdboden geschossen, hier der stattliche Bahnhof,
dort mehrstökkige Miethäuser, ein Hotel,

Polnischer Kriegohafen

Dem Binnenhafen ist ein

reichgegliederter Außen-
hasen vorgelagert, gedeckt
von 4 betonierten Land-

zungen mit einer Länge
von 300 bis 800 m und

einer Wassertiefe bis 12 m,

die geschützt-eBassins mit

verschiedener Bestimmung
zur Kohlenverladung, Erz-

. « .

verladung, als Auswanderer-, als Fischereihafem als Kriegs-
hafen einfrieden. Nach der See zu schließen Molen und

Wellenbrecher, unterbrochen von 2 Einfahrtsstellen, den Außen-
hasen ab.

Bereits gegen Ende dieses Jahres wird der Gdingener Hafen,
der stückweise in Verkehr genommen wird, einschl. der sehr aus-

gedehnt-en Hafenbahnanlagen, Ouaianlagen usw-. so weit fertiggestellt
sein, daß er monatlich 250 000 t gegenüberz. Z.»100000t um-
schlagen kann. Wenn das ganze Projekt plangemaßdurchgeführt
ist-, wird der Gdingener Hafen auf 10 000 000 t Jahresumschlag
gebracht sein.

Die Verbindung mit dem Hinterlande, abgesehen ·von
der jetzt stark beanspruchten über Gdingen laufenden Eisen-
bahnstrecke Stettin-Danzig, steckt noch in den Anfangen. An

die Durchführung der direkten Verbindung

Pvlnifche Kriegsschiffe

dort ausgedehnte Kasernements, Villen,

TcVerhstiusen Alles wohlgeordnet nach

dem»UtsprünglichenPlane, der den Stadt-

bereich in ein Industrie-, ein Geschäfts-,
ekn Hafen-, ein Garnison-, ein Badeort-

viertel aufteilt. Am weitesten gediehen
sind die mit modernsten Errungenschaften
Verfehenen bzw. geplanten Hafenanlagen.
Von der See her ist in den torfigen
Grund der Gdingener Riederung hinein
ein Kanal gebaggert worden von nicht
weniger als 2 km Länge, 500 bis 500 m

Breite, 10 m Tiefe, die der Danziger
Hafen übrigens nirgends aufweist. Von

diesem Kanal werden nach Süden fünf
Bassinss von einer Durchschnittslänge von

g 700 m auf beiden Seiten und einer

assinbreite von durchschnittlich 200 m bei

Die Quaii
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10 m Wassertiefe abgezweigt.
mauern dieser Bassins werden insgesamt
8 km lang sein. Mit der Fertig-
stellung dieses Binnenhafens wird vor
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Gdingen—Bromberg-Oberschlesien (ver-
anschlagt auf 60 Mill. Zloty Kosten)
unter Umgehung Danzigs wird energisch
gearbeitet. Eine mit Staatsgeldern
ausgerüstete . Schiffahrtsgesellschaft wird

in absehbarer Zeit ihren Schiffspark auf
40 000 Nrgt. gebracht haben. Mit
einem französischen Werftkonsortium
schweben Verhandlungen wegen Grün-

dung und· Errichtung eines Großwerfts
unternehmens. Durch den Bau« zweier
Großkraftwerke wird die Elektrifizierung
Gdingens vorbereitet. Die Konzession

hierzu ist bereits erteilt. Die An-
siedlung in Gdingen macht infolge erheb-
licher Steuervergünstigungen,bzw. Steuer-
befreiungen usf. bedeutende Fortschritte.
Die Einwohnerschaft beträgt heute schon
5000 Köpfe.

Polens Wille zur Tat hat aus
dem Nichts die Fundamente eines
Werkes geschaffen, das Nachdenken und

1930 gerechnet. Aufmerksamkeit erheischt.

OsterreichischeKunst.
Zeichnung, Aquin-elle- Gravhik- 1200—1928.

Von Professor Alfred Stix, Wien.

· Seit der Jahrhundertausstellung vom Jahre 1906 war öster-
reichischeKunst in größerem Zusammenhange in Berlin nicht ge-
zeigt worden, und auch damals war der Ausschnitt auf das
19. Jahrhundert beschränkt geblieben, so daß die Ausstellung, welche
gegenwärtig in der Preußischen Akademie der Künste u sehen ist,
und welche von ihr in Gemeinschaft mit den Lästerreichischs
deutschen Volksbund veranstaltet wurde, den erstmaligen
Versuch darstellt, eine Übersicht über das Kunstwollen Oster-
reichs, soweit dies mit graphischem Material möglich ist, in
der deutschen Reichshauptstadt zu geben. Der Zusammenbruch
hatt-e für Österreich nebst vielen
unglücklich-enauch die glücklicheFolge-
daß in dem kleiner geworden-en
Staate das Gefühl für die Heimat
stärker wurde. Die staatlichen Mu-
seen wetteifertsen untereinander im

systematischenSammeln der heimat-
lichenKunstwerke, die früher nur ver-

einzelt in ihnen vorhanden waren.

Zwei große Institute, das Barocks
museum und das Museum des

Igz Jahrhunderts, wurden seither neu

eröffnet,und auch«die Albertan hat
eine iSammlung österreichischerZeich-
nungen und Aquarelle von der

gotischen Zeit angefangen aufgebaut,
die zu mehr als zwei Dritteln in
den letzten fünf Jahren erworben Mai-iß von Schwisiv

wurde. Von·solchenmusealen Anregungen ausgehend wurde auch die

wissenschaftlicheErforschung dieses Gebietes intensiver betrieben, so
daß diese Ausftellung historisch viel breiter und umfassender auf-
gebaut werden konnte als dies noch vor wenigen Jahren hätte er-

folgen können.

Mit dem Ende des l7. Jahrhunderts schließt eine mehr als
hundertjährige periode größter Sterilität in der Entwicklung der
österreichischenKunst, blutige Kriegswirren und Religionskämpse
hatten den Drang nach künstlerischerBetätigung fast ganz unter-
bunden. Erst mit dem Zurückwerfen der Türken über Ungarn

hinaus kehrte jene Sicherheit für Leib
und Leben zurück, die die Voraus-

setzung für größere künstlerische
Unternehmungen bildet. Jn rascher
Folge ist damals Wien mit Kirchen
und Palästen ausgestattet, sind die

großen Stifte, wsie im Mittelalter
noch immer weit-hin leuchtende Kultur-
zentren, umgebaut und erweitert wor-

den. Es war von größter swichtigs
keit für die Gestaltung des Stil-es,
daß die Zeit der Gegenreformation
mit ihren seelischen Nöten nunmehr
soweit überwunden war, daß die

Volksseele einsheitlich, und zwar in-

folge der fast kreuzzugsähnlichen
Stimmung der Türkenkriege im Sinne
einer hoch gesteigerten religiösen

U
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Empfindung reagierte. Dar-

aus entstand jene wunder-

same Nachblüte der Barock-

zeit, die die Formen, welche
damals in Italien schon zu
leer-en Schemen herabgesun-
ken waren, mit pulsieren-
dem Leben erfüllte und

bald unabhängig von den

suchte. Diese Periode hat
ihr Wertvollstes im Gesamt-
kunstwerk geschaffen. Archi-
tektur, Malerei und Plastik
schließen sich zu einer Ge-

samtwirkung zusammen, wo-

bei eine Kunst bewußt die
» andere steigert. Das Tafel-

bibd und« die Kleinplastik
spielen daneben nur eine

sehr untergeordnet-e Rolle.
Es ist daher überhaupt
unmöglich, im

"

Rahmen
eines Musseums oder ein-er

Ausstellung das wesentliche
dieser Kunst restlos zur

-Darstellung. zu bringen, da selbst große, aus dem Zusammen-
hang gerissene sAltarbilder stark an Wirkung verlieren. Immerhin
gestatten die ausgestellten Zeichnungen einen Überblick über die

Fülle von Begabungen, die sich in diesem Jahrhundert in Österreich
zusammendrängten, um so mehr, als

alle diese Künstler auch ausgezeichnete,
zum Teil geniale Zeichner waren.

Die Hauptmeister der ersten Hälfte
des Jahrhunderts waren Troger und

Gran, denen später der geniale
Schwabe Maulpertsch und der Nestor
unter den damaligen Künstlern
Johann Martin Schmidt folgten, der
83 Jahre alt wurde und sich dabei
vom Anfang bis zum Ende in

ununterbrochener folgerichtiger Ent-

wicklung frisch erhielt. Als er iin

Jahre 1801 sein letztes Werk für
einen kleinen steierischen Gebirgsort
malte, dessen Skizze ausgestellt ist,
war allerdings in Wien schon seit
etwa drei Jahrzehnten eine ganz
anders geartete Entwicklung ins Fluß,
eine der wichtigsten der Neuzeit: der

Übergang von der barocken zur
—

modernen Menschheit. Jm protestan-
tischen Norden ist dieser Übergang
viel allmählicher und unter dem Ein-

fluß Xder englischen Kultur
früher vor sich gegangen.
die beiden Welten nur

.«:.
. R

«

.« .

Johann Christian Brand Der Bändelträmer

Carl Schuch
auch

«

Jm katholischen Osterreich haben sich
« »

unter heftigen Erschütterungen von-

einander abgelost. Der geniale Ratgesber Maria Theresias, Fürst
Kaunitz, hat die Entwicklung konsequent aber schonend vor-

bereitet, unter Josef II. hätte
-

sie fast zur Katastrophe geführt.
Auf das Gebiet der Kunst übertragen, lag das Problem darin,
von

»

der sim Transzendentalen festgebannten Kunst des Barock

zu einem neuen Naturalismus zui gelangen. Die erste Stufe hierzu
bildete der Klassizismus. Obwohl die Künstler damals durch
bewußte Anlehnung an wissenschaftliche und ästhetische Theoreme
auf Zlbswegegerieten, ist die Zeit doch nicht ganz steril.
wo sie frei schaffen konnte, vor allem im Porträt, hat sie
Hervorragendes geleistet. Ein gutes Beispiel dafür ist dass aus-

gestellte Blatt Fügers mit den Porträts der beiden Gräfinnen Fries,·
das auch ins anderer Hinsicht wichtig ist. Das Barockporträt war

repräsentativ,die Menschen werde-n in einem Zustand der Würde

wiedergegeben,·dermeist nicht weit von Langweiles entfernt ist. Hier
aber finden wir die beiden jungen Gräfinnen in einer momentanen

Situation, sich aneinanderschmiegend und ganz scharmant
kokettiereiid Es ist wahr, die Menschen hatten sich- ihrem ganzen
Tebensgefuhlnach geändert, aber es bleibt nichtsdestoweniger das

Verdienstdes Künstlers,« dies erfühlt und dargestellt zu haben.
·· Fuger ist der Angelpunkt der Entwicklung des 19- Jahrhunderts
in Osterreich,·ingewissem Sinne war er auch für die gesamtdeutsche
Kunst sehr wichtig. Sein großer Ruf zog Schüler aus dem ganzen
Reich herbei. Es bildete sich — sehr bald im Gegensatz zur
Akademie, aber doch von ihr in der Kunst des Zeichnens heran-
gezogen, der Lukasbund, der Urahne aller Sezessionen. Außer der

Schule, die die Jünglinge auf die Dauer nicht zu halten wußte,
hatte noch ein anderer Umstandl sie stark beeinflußt. Wien besaß die

XZ

ersten Vorbildern neue Wege
«

Dort
’

Naturbeobachtung bis zur

erste nach- modernen historischen
«

Gesichtspunkten aufgestellte Ge-

mäldegalerie im Belvedere und darin den ersten Versuch eines

geschichtlichen Überblickes über die deutsche Kunst, der voni dem, was

man damals für den Anfang hielt, dem Bilde Tomaso da Modenas,
das heute in Prag hängt, bis zur lebenden Generation reichte. Den

altdeutschen Bildern des Belvederes haben die Nazarener viel zu
ver-danken. Von den österreichischenKünstlern dieser Gruppe ist
Führich auchi ini Reich allgemein bekannt geworden, ebenso Schwind,
den man als Romantiker entfernt in diesem Zusammenhang stellen
kann; dagegen dürfte der leider ganz früh verstorbene Scheffer von

Leonhardtshoff eine Überraschung bilden. Man könnte ihn den

österreichischenPforr nennen, nur noch ein wenig weicher·und
leiser von Gemüt. Sein männliches Bildnis wird immer als eine

der schönsten deutschen Nazarenerzeichnungen gewettet werden.

Sehr stark ist in der Aussiellung die Gruppe vertreten, die

den bürgerlichenNaturalismus der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts darstellt. Schon Füger ist in seinen letzten Porträts von

der aristokratischen Auffassung zur schlicht bürgerlichen übergegangen
Diese starke Tendenz zum Naturalismus bildet dann den eigentlichen
Grundton der Entwicklung. Die Reihe beginnt mit einein aus-

gezeichneten Bildnis Radetzkys aus dem Jahre 1814 von Peter
Krafst- daran schließt sich eine reiche Reihe von Aquarellen und

Zeichnungen, die die Kunst des Wiener Vormärzes repräsentieren.
Es ist wie eine schöne Wiese aus der man Blumen pflücken mag

nach Geschmack: die zartfarbigen Aquarelle von Fendi oder die viel

stärker bewegten Soldatenstücke seines genialen, ganz Jung ver-

storbenen Schülers Carl Schin«dler; die Blätter von Daffingerund

Danhauser, Gauermann und den Tandschafterm alles ist in reichem

Maße und in den besten Qualitäten vorhanden. Die herbe Er-

scheinung Waldmüllers, der alle diese Künstler noch um Hauptes-
länge überragt, mit Menzel der

größte deutsche Landsschafter und

porträtist aus der ersten Hälfte des
Jahrhunderts und der bedeutendste
Genremaler, ist nur durch ein aller-

dings ausgezeichnetes srühes Aquarell
vertreten. Er hat fast nichts ge-
zeichnet und auch nur ganz selten
einmal Aquarelle gemalt.

Gerade in dieser Zeit kommen

die charakteristischen Eigenschaften des

Osterreichertusms besonders stark zum

Vorschein, vielleicht deshalb, weil

sich diese Kunst fast ganz unabhängig
auf den eigenen Kreis beschränkt ent-

wickelte. Es ist nichts Himmel-
stürmendes darunter, aber doch ein

sehr hohes Niveau, das auf der

soliden Basis eines großen hand-
werklichen Könnens und einer un-

gemeinen Geschicklichkeit der Hand
beruht, und von einem durch Gene-
rationen vererbtsen sicheren, zum Jn-
stinkt gewordenen Geschmack bedingt

" wird. Die Beziehung zur Aussen-
welt«- geht zuerst durch die Sinne dann erst durch den Jntellekt.
Dabei ist der Osterreicher, so wie er ein Augenmensch ist, auch trotz
des unvermeidlichen gelegentlichen Raunzens positiv veranlagt.
Die Kunst dies-er Epoche hat daher auch ein ungemein po«sitives,
freudig ibejahendes Verhält-
nis zur Natur, das weitab

von grüblerischer Proble-
matik liegt. Das ist ein

Vorzug, zugleich aber auch
eine Beschränkung. Die

Dämonie dies Teides, der

schweren inneren Kämpfe,
fehlt diesen Künstlern-« mit

einziger Ausnahme von

Waldmüller.

Eine imponierende Er-

scheinung, die durch drei

Generationen hindurchgeht,
ist Rudolf v. Alt (1812 bis

I905)., dessen Zeichnungen
und Aquarelle einen ganzen
Saal füllen. Die frühesten
Arbeiten fallen in das

Jahr 1828; das späteste
Aquarell ist 1905 ·datiert.

Dazwischen liegt eine Ent-

wicklung, die von intimster

Parkersborf

großzügigstenAuffassungmit i s-
--

Oskar Kokoschka Frau im Lehnstuhlfast pointilistischen Mitteln,
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von lei t insese ten, hauchartigen Farben bis zw spkuhenden

Far-benkg?skatkenggehtz.Die Kunst war in ider zweiten«Jahrhu-nder«t-
Hälfte überhaupt malerischer geworden.

» Die Zeichnung tritt
mehr zurück. Es sind wohl von allen Kunstlerm die damals in

Wien wirkten: Makart und Canon, den LandschafternSchach-

RWCVDJettel, Jakob Emil Schindler u. a., zeichnungen ausgestellt-
aber sie spielen nicht mehr die gleiche Rolle im Oeuvre des Kunstlers
wie im Vormärz; an Stelle der zeichnerischenVorbereitung des
Werkes war vielfach die malerische durchs Farbskizzengetreten. Eine

Ausnahme macht Pettenkofen, der ein Zeichner von,bedeutendem
Format war. Er versteht es, mit wenigen Sttlchen MPIsteriastIM-
Pkessionen auf das Papier zu zaubern, manchmalzeichnet er auch
SWße Blätter in Kohle, die nicht als Skizzen, sondern als ab-

geschlossen-eKunstwerke alle Licht-: und Tonwerte des Gegenstandes
ZUr Dar’tellun brin en. —

» »

Diesjerimäative,gmalerischeNaturalismus dessenhochsteBlute

die Kunst der großen französischenJmpressionisten war, loste um
Pie Jahrhundertwende in ganz Europa Gegenbewegungenaus; die

6sterreichischeReaktionserscheinung darauf bildete das Schaffen
Gustav Klimts Er ist aus der Makarttradition hervorgegangen
und war in seiner Jugend noch an der malerischenAusschmuckung
sder letzten Prachtbauten der Ringstraßenpseriodebeteiligt; als er sich
selbst fand, hat er einen höchst pretiösen Bildstil geschaffen:Alle

nackten Teile des menschlichen Körpers werden in einem uberaus

verfeinerten Raturalismus wiedergegeben, während Gewänder und

Hintergrund als prunkvolles Ornament behandelt. Wenn man

Vergleich-en will, kann man als Analogon an byzantinischeoder

griechischeHeiligenbilder denken. Ein Ausgleichgegen diese stark
itilisierenden Tendenzen bilsdeten für ihn die Zeichnu-ngen,die er

immer unmittelbar vor der Natur fertigte. Immer starker be-

schränkt er sich auch hier auf das rein Lineare, so daß am Schlusse

Die Frage der Rheinlaadröuaiiing.
Der bekannte französische sozialistische Abgeordnete Paul

Boncour hat kürzlich in einem längeren in der Pariser Zeitung
»Paris Midi« erschienenen Jnterview sich mit der Frage der even-

tuellen Rheinlandräumung vor Ablauf der im Versailler Vertrag
vorgesehenen Fristen beschäftigt. Diese Äußerungen sind außer-
ordentlich bemerkenswert schon wegen der Person Paul Boncours
der nicht nur in seiner, sondern auch in den anderen französischen
Parteien in außenpolitischer Hinsicht maßgeblichen Einfluß und
große Autorität besitzt und Präsident der Kammerkommissionfur
auswärtige Angelegenheiten, seit Jahren französischer Völkerbundss
delegsierter und der Wortführer Frankreichs bei den Genfer Ab-

rüstungsverhandlungen ist. -

Paul Boncour vertritt in seinem Jnterview mit allen möglichen
Argumenten den Standpunkt, daß eine vorzeitige Räumung des

Rheinlandes nur gegen deutsche Gegenleistungem vor allem in

Form der Einrichtung einer dauernden internationalen Kontrolle
der entmsilitarisierten Rheinlandzone, denkbar ist. Er sucht uns

diese Pille mit Argumenten schmackhaft zu machen, die man etwas
unter die Lupe nehmen muß. Paul Boncour sagt nämlich, eine

derartige Kontrolle würde beiden Völkern, dem deutschen und dem

französischen,die beste Garantie für ihre gegenseitige Sicherheit
geben und würde ebenso zugunsten Deutschlands wie zugunsten
Frankreichs spielen. Es liegt auf der Hand, daß das ein recht
durchsichtiger Advokatenkniff ist. Von Gegenseitigkeit könnte gar
nicht die Rede sein, denn die entmilitarisierte Zone, auf die sich die
Kontrolle erstrecken sollte, liegt ausschließlichauf deutschem Gebiet,
und ihr entspricht auf französischerSeite eine mehrfache Festungss
linie, die in den nächsten Jahren durch Aufwand von- reichlich
einer Milliarde Goldmark zu etwas Niedagewesenem von Befesti-
gungssystem ausgebaut werden soll, als dessen Glacis Ja doch stra-
tegisch die entmilitarisierte Rheinlandzone nur gedacht ist und wirkt.
Die von Paul Boncour gepriesene angebliche Gegenseitigkeit der

Sicherung ist also in Wirklichkeit ganz einseitig zugunsten Frank-
reichs und zuungunsten Deutschlands

«

Weiter vertrat Paul Boncour in dem genannten Jnterview die

These, der Artikel 213 des Versailler Vertrags bestimme zwar,
daß sichsDeutschland Jnvestigationen des Völkerbundes gefallen lassen
Müsse- um eventuelle Verfehlungen gegen die Entwaffnungsi
bestimmungen des Vertrags festzustellen, aber für die entmilitarisierte
Rheinlandzone bestehe kein Organ, das die Einhaltung der diesbe-

, züglichen Artikel des Versailler Vertrags kontrolliere und sichere.
Ebenso wie ein Gesetz ohne Ausführungsbestimmungen zwecklos
sei, sei dies aber auch mit internationalen Verträgen der Fall. Auch
diese These Paul Boncours ist ein rechter Advokatenkniff, aus ver-

schiedenen Gründen. Als bei der Völkerbundratstagung vom De-

zember 1926 die Zurückziehung der Jnteralliierten Militärkontroll-

die unendlich nervöse und sensible Konturlinie die ganze plastische
Erscheinung wiedergeben muß und auch wiedergibt.

·

Ein Künstler von solcher Eigenart war nicht dazu geschaffen,
eine Schule zu bilden. Dennoch war sein Wirken höchst einfluß-
reich. Die Wiener Werkstätte, Hoffmann, Peche, Schiele, Jung-
nickel, der junge Kokoschka gehen nicht auf seinen Stil, aber auf
das geistige Fluidum, das er um sich verbreitete, zurück. Unnötig
zu sagen, daß auch im Wien der Gegenwart ältere und neuere

Richtungen nebeneinander hergehen, der Besucher der Ausstellung
kann sich davon leicht überzeugen. Jnteressanter ist es, daß der

deutsche Expressionismus an der Donaustadt fast spurlos vorüber-
gegangen ist. Die Rolle, die er im Reich zu spielen hatte: das

Freimachen der Bahn für eine neue Entwicklung, hatte dort Klimt
bereits übernommen gehabt.

·

Für den norddeutschen Betrachter wird manches der modernen
Wiener Kunst schlechtweg unverständlichsein. Es ist auch mit dem

Maß westeuropäischer Entwicklung nicht zu messen. Jch glaube,
Metternich hat einmal gesagt, daß nach der St.-Marxer-Tinie (der
Ostgrenze des damaligen Wien) der Orient beginne. Das stimmt
auch- heute noch im wesentlichen, wenn sich auch als europäische
Kulturenklaven noch manche ungarische, siebenbürgischeund rumä-

nische Stadt dazwischenschiebt. Die Rolle der Donaumsetropole war

immer die der Vermittlung der europäischenKultur nach dem Osten,
und sie wird es auch in zukunft bleiben. Aber heute, wo«die
europäischeKultur und Kunst für östlicheEinflüsse sehr empfang-
lich geworden ist, ist die Rückwirkung auf dieses Einsallstor natur-

lich stärker. Es ist der Geist des Ostens, nicht einzelner Künstler,
denn die gibt es nicht, der wirksam geworden ist. Darauf muß
man Rücksicht nehmen, wenn man die moderne Wiener Kunst
betrachtet.

Zur Zeitgeschichie cis

kommission aus Deutschland beschlossen wurde, hat der Völkerbund-
rat hinsichtlich des Übergangs der Kontrolle auf den Völkerbund
und ihrer Ausübung nach Art. 213 des Friedensvertrags in einer

längeren Resolution u. a. festgestellt, »daß die Bestimmungen des
Art. 213 des Friedensvertrags mit Deutschland über Jnvestigation
auf die demilitarisierte Rheinlandzone in gleicher Weise wie auf
die übrigen Teile Deutschlands anwendbar sind; diese Bestimmungen
sehen für diese Zone ebensowenig wie für andere Gebiete die Ein-
richtung einer besonderen Kontrolle durch ständige und dauernde
lokale Elemente vor«. Das heißt also, der Art. 213 berechtigt nicht
im geringsten zur Einrichtung irgendwelcher Sonderkontrolle der

entmilitarisierten Zone oder französischausgedrückt, der ölöments
sie-bles, die uns Paul Boncour auf dem Umwege über eben diesen
Art. 213 ins Haus schmuggeln möchte!

Des weiteren versucht Paul Boncour von der Seite der all-
gemeinen Abrüstung uns die Rheinlandkontrolle annehmbar zu
machen, wieder mit einem Advokatenkniff. Er sagt nämlich, Frank-
reich habe sichs in Genf bereit erklärt, wenn erst eine allgemeine
internationale Abmachung über die Abrüstung als Ergebnis der

Genfer Abrüstungsverhandlungenfertiggestellt und angenommen sei,
auch eine entsprechende internationale Rüstungskontrolle, die die

Einhaltung der Bestimmungen dieser Abrüstungskonvention sichere,
anzunehmen. Da sei doch das mindeste, was man von Deutschland
verlangen könne, daß es für den Teit seines Gebietes, für den im
Friedensvertrag die Entmilitarisierung, also eine völlige Abrüstung,
festgesetzt sei, auch eine internationale Kontrolle sich gefallen lasse.
Das heißt man wahrhaftig blauen Dunst gegen Gold eintauschen.
Also weil Frankreichs für den ganz unwahrscheinlichen Fall einer
allgemeinen Abrüstung der zum mindesten noch in weiter Ferne
liegt, auch eine Kontrolle dieser Abrüstung annehmen’will, von der
man natürlich heute noch gar nicht sagen kann, ob sie irgendwie
effektid wäre, sollen wir jetzt sofort eine besondere internationale
Kontrolle für das Rheinland annehmen, d-. h. also, wir sollen für
einen Wechsel auf unbestimmte Zukunftsmöglichkeiteneine sofortige
zahlung in bar auf den Tisch legen. Paul Boncour meint sogar,
das sei das mindeste, was man von uns. verlangen könne!

Der deutsche Standpunkt ist demgegenüber von Reichsminister
Stresemann in seiner Reichstagsrede am Zo. Januar ausführlich dar-
gelegt worden. Er hat betont, »daß in dem Ruf nach Sicherheit
gegen Deutschland ein Stück Heuchelei liegt, das nicht länger von

der öffentlichenMeinung der Welt ertragen werden kann«, und hat
darauf hingewiesen, daß dass deutsche Volk; da es abgerüstet sei, das

größte Jnteresse an der Sicherheit habe. Den Gedanken einer
dauernden Rheinlandkontrolle hat Reichsminister Stresemann rundweg
abgelehnt»jedoch für den Fall der Rheinlandräumung vor 1935 eine
Kontrolle bis zu diesem Zeitpunkt als möglich bezeichnet. Es ist
sehr bemerkenswert, daß der sozialistische Abgeordnete Dr. Breit-
scheid ini Namen seiner Partei erklärt hat, daß die Jdee Paul
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Boncours, eine dauernde Rheinlandkontrolle gegen die Aufgabe der

Besetzung einzutauschen, von der deutschen Sozialdemokratie eben-

falls abgelehnt wird und daß sie dazu auch früher niemals, wie Paul
Boncour behauptet hat, ihre Zustimmung gegeben habe. Der von

Reichsminister Stressemann entwickelte Standpunkt wird also von

allen Parteien gebilligt.

Der Panamerikanische Kvngreß.
Am IS. Januar ist in Havanna der 6. Panamerikanische Kongreß,

von 22 Nationen beschickt, zusammengetreten Die Geschichte des

Kongresses geht auf dass Jahr 1889 zurück, als die erste Fühlung-
nahme zwischen den Vereinigten Staaten und Lateinamerika zum
Zwecke der Feststellung gemeinsamer Bestrebungen auf juristischem
wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet stattfand. Man schritt sehr
bald zur Errichtung einer dauern-den übernationalen Organisation-
dem sogenannten Governing Board ok Panamerioa mit dem Sitz in

Washington Vorsitzender dieses Amtes ist ex officio der jeweilige
Staatssekretär (M-inister des Äußern) der Vereinigten Staaten.

»

Ursprünglich gehörten politische Erwägungen und Beratungen
nicht zum Aufgabenkreis des Kongresses. Dies hat sich jedoch grund-
legend geändert, seitdem die Vereinigten Staaten ihren machtpoli-
tischen Einfluß in verschiedenen Formen auf lateinamerikanische
Länder ausgedehnt haben. Es sei erinnert an das Verhältnis von

Kuba, Haiti und SyDomingo zu den Vereinigten Staaten, das einer

Souzeränität gleichkommt, an den Erwerb von Porto Rico und

St. Thomas, an die protektionsähnliche Stellung der Vereinigten
Staaten in den zentralamerikanischen Ländern und an das wirt-

schaftliche Übergewicht mit allen seinen Folgen, welches die Ver-

einigten Staaten in den meisten südamerikanischen Staaten, hier
als Rivalen Englands, besitzen.

Die Atmosphäre des S. Kongresses schien insbesondere durch
eine Reihe von Ereignissen getrübt zu· sein, die im vorwiegend
völkerbundfreundlichen Lateinamerika Erbitterung gegen die Ver-

einigten Staaten hervorgerufen hatten. Dazu gehörten die sowohl
in Chile wie in Peru unbefriedigende amerikanische Vermittlerrollc

im Streit um das Gebiet von TacnasArica, der Konflikt mit Mexiko
um die amerikanischen Petroleuminteressen und schließlichdie Inter-
vention der Vereinigten Staaten zum Schutze der Präsidentenwahlen
in Rikara·gua.
Über letztere Maßnahme ist auch die amerikanische öffentliche

Meinung selbst geteilter Meinung. Die Haltung der Vereinigten
Staaten wird zum Teil damit begründet, daß sie selbst von der

herrschenden Partei Nikaraguas um Schutz angegangen seien, zum
Teil mit der Behauptung angegriffen, daß das Leben amerikanischer
Soldaten zu kostbar sei, um in Nikaragua aufs Spiel gesetzt zu
werden« Gemeinsam ist jedoch die Auffassung, daß die Zustände
in Nikaragua unhaltbar seien und daß es nicht Aufgabe der Ver-

einigten Staaten allein sei, Ordnung zu schaffen. Vielmehr handele
es sich um eine Angelegenheit, die ebensowohl Lateinamerika angehe.

Dies ist ein Beispielfür die ungewöhnlich geschickte diploma-
tische Vorbereitung des Kongresses durchs die Vereinigten Staaten.
Den Vereinigten Staaten mußte es unter allen Umständen darauf
ankommen, eine politische Diskussion, die über die akademischen
Grenzen hinausgeht, auf dem Kongreß zu verhindern Zu diese-m
Zwecke- haben sie sich schon geraume Zeit vor Eröffnung des Kon-

gresses angeschickt, sich- mit Mexiko, ihrem gefährlichsten Kongreß-
gegner- zu vertragen. Durch die Entsendung des als mexikophil
bekannten neuen Botschafters Morrow und den Fliegerhelden Lini-

bergh ist ein erträgliches Verhältnis zu Mexiko angebahnt worden,

dem Präsident Calles durch Reform der Gesetzgebung über Land-

erwerb durch Ausländer zugunsten der Vereinigten Staaten Rechnung
getragen hat«

"

Die Vereinigten Staaten haben ferner an der Spitze ihrer
äußerst repräsentativen Delegation neben hervorragenden Männern,

wie Staatssekretär Kellogg Hughes und Morrow, den eigenen Prä-
sidenten nach Havana entsandt, ein in der Geschichte der Vereinigten
Staaten bekanntlich ungewöhnlicher Vorgang. Die imponierende
Stärke der amerikanischen Delegation hatte sicher keinen anderen

Zweck, als den versammelten Kongreßteilnehmern die überlegene
Machtfülle der Vereinigten Staaten und den Willen, dieser Macht-
fülle unter allen Umständen Geltung zu verschaffen, vor Augen zu

führen. So ist es auch zu verstehen, daß Präsident Coolidge eine

großangelegte Rede halten konnte, deren Inihalt mit den notorischen
Tatsachen nicht immer vereinbar schien, und daß die Vereinigten
Staaten sowohl auf jeden Vorsitz in den Kommissionen verzichten,
als auch der Öffentlichkeit der Verhandlungen ohne weiteres zu-

stimmen konnten.

Es würde im Rahmens dieser Rubrik zu weit führen, auf die

einzelnen Verhandlusngsgegenständedes Kongresses einzugehen Zur
Debatte stehen insbesondere die Fragen der Kodifikation des inter-

nationalen Rechts, des Verbots der Gebietsbesetzungen und der

Appellmöglichkeit an den »Governing Board«.«

Der Konsgreß ist aus dem Stadium der Eröffnungsfeierlich-
keiten in die Arbeit eingetreten Es mag hierbei zu Resolutionen

at

kommen, die die Einmischung einer Macht in die inneren An-

gelegenheiten einer anderen Macht verbieten. Die Vereinigten
·Staaten werden sich um solche Resolutionen wenig kümmern. da

sie sich, wie andere Fälle gelehrt haben, stets hinter dem Vorwand,

geben
und Eigentum amerikanischer Bürger zu schützen, verschanzen

onnen.

Auch in der Frage der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit
stehen sich die Meinungen scharf gegenüber.

In dieser Lage wird man positive Ergebnisse des Kongresses
schwerlich erwarten können. Die größere Wahrscheinlichkeit spricht
dafür, daß es der amerikanischen Delegation gelingen wird, den

Kongreß zu vertagen, ohne daß. eine der ihre Interessen gefähr-
denden Fragen behandelt worden ist.

Das Ergebnis der Endsummensdebatte.
Die als außerordentlich bedeutsam zu wertende Feststellung des

Generalagenten für Reparations«zahlungen- S. ParkersGilbert im

Hauiptbericht über das dritte D-a«wes-ja-hr,man müsse zu seiner end-

gültigen Festsetzung der Reparationsverbindlichkeiten Deutschlands
ohne Transferschutz schreiten, hat zu einer wochsenlangen überaus

interessant-en Diskussion in- der Weltöffentlichkeit geführt, verbunden
mit einer einzigartigen Hausse in durch-weg wenig diskutablen Repa-
rationspläsnen Im Querschnitt stellt sich das Ergebnis dieser inter-
nationalen Erörterungl vim wesentlich-en folgendermaßen dar:

In Fra n krseich hat man gegenüber einer Schlußregelung der

deutsch-en Reparationsschuld ein-zuwenden gehabt- daß man grund-
sätzlichein-er solchen zustimmen »wer-de —- wenn isie den unerläßlichen .

Fordevungen der Pariser Regierung entspreche, und zwar- Aner-

kenntnis, daß jursistisch die 132 Milliarden- GolIdsmarksumme des Ton-
donser Diktats zu Recht bestehe- (Poincare in der französischen Kammer
am 25. Dezember 1927). Herabsetzung unter diese Ziffer nur im

Verhältnis einer Herabsetzung der »von Frankreich an England- und

Amerika zu zahlen-den Kriegsischuldsunnnen d. ih. der französische
Anteil an der deutschen Endsiunime muß diese Verpflichtungen völlig
decken. Darüber hinaus aber muß bei der Endregelung noch ein Be-

ttag heraus-springen- der mindestens die Hälfte der französischen
Wiederaufbauaufwendungen, etwa 8 Milliarden Reichsmark, ausgleicht
(Seydo:ux). Am prägnantesten kamen die französischenForderungen
in einer offenbar regierungsseitig beeinflußtensDarlegung des »Ex-
celsior« vosm 4. Ianuar d. I. zum Ausdruck-, »der schreibt:
»Für die französische Regierung bleibt die juristische Basis der

Reparationen der Londoner Zahlungspslan in Höhe von 152 Milliarden

Goldmark. Zweifellos iweiß man ins Frankreich sehr gut, daß der

Daswesplan nur provisorisch ist« In der Tat müßte der Dawesplan
mehr als ein Jahrhundert in Kraft bleiben, damit Deutsch-land- die

ganze Schuld begleichen kann. Ader die franszösischeRegierung die

durch den Daiwesplan mehr erhält, als sie an England und die Ver-

einigten Staat-en schuld-et, hat kein Interesse ans seiner Revision Sie
wir-d also nur einer Festsetzung der Gesamtschuld durch die Repa-
rationskommissions zustimmen, iwenn sie Frankreich gleich-e Garantien

und gleichwertige Vorteile bietet. Niemand- kann- im Augenblick tson

der französischenRegierung verlangen, daß sie sdie Initiative zu einer

Revision ergreife, oder daß sie die Initiative anderer Mächte unter-

stütze. Sie swird nur Konzessionem die man in London, in Washington
und natürlich. auch in Berlin wünscht, zustimmen»wenn Frankreich
die Gewähr dafür hat, erstens, daß die späteren Zahlung-en Deutsch-
lands- restlos sdie französischen Zahlungsverpflichtungen gegen-über
England und den Vereinigten Staaten decken, und zweitens, daß dem

französischen Schatzamt eine genügende Summe überwiesen wird, um

den Zinsen-dienst für die inneren An·leihen, die Frankreich für

Wiederaufbauzwecke aufgenommen hat, zu bestreiten- Ieder Plan, der

dieser doppelten Notwendigkeit nicht Rechnung trägt, wäre für
Frankreich einie Enttäusschuing und das Parlament und die öffentliche
Meinung müßten ihm energischs ihre Zustimmung versagen«

Ism übrigen stellte ider französischeMinisterpräsident in der er-

wähnten Kammersitzung ausdrücklich fest, daß diie Entscheidung über

die Höhe der End-stimme zur ausschließlichen Zuständigkeit der

Glättbig-erregsierung:en gehöre und« die Reparationskommission
(Gilbert!) nichts angehe. In der Pariser Linkspresse wurde vor

allem dar-»aufhingewiesen, daß praktisch eine Ensdsumsme von 132 Mil-

liarden Goldmark ein Unding sei. Reparationen und interalliierte

Schulden seien nicht zu trennen. Der Schlüssel zur ganzen Frage
liege in den Vereinigten Staaten. sAuch der Leiter des Internatio-
nalen Arbeits-armes in Genf, Albert Thomas, lhat in einer am

s. Januar id. I. in Bordeaux gehaltenen Rede anerkannt, daß man

zwar rechtlich bei einer Schuld-stimme ivon 132 Milliarden Goldmark

bleiben müsse, es gebe jedoch keinen Fachmann, der annehme, daß
eine solche Zahlung geleistet werden könne.

An der The-m s e ibeobachtete man eine bemerkenswerte Zurück-
haltung. Im allgemeinen begnügte man isich damit, die sranzösische
Forderung aus 132 Milliarden Goldmark als- »Illu«sionspolsitik« zu

kennzeichnen und darauf hinzu-weisen, daß seine Verwirklichung der

Gilbertschesn Anregung für idie nächste Zukunft nicht zu erwarten

sei. Auch shsierwurde der Zusammenhang zwischen Reparationen und

interalliierten Schulden angedeutet Im ütbrigen beschränkt-eman sich
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auf Wiedergabe der aus Washington kommenden Fluß-erringen
Josiah Stamp, einer der Autoren des Daswesplanes, suhrte in der

Pariser Zeitung »Paris-Midi« aus:

Man werde doch swoshl zu einer allgemeinen Revision kommen

müssen. vEr denke nicht nur an den Dawesplan im besonderen. Man

werde soweit gehen müssen, alle bis jetzt angewandten Methoden zu
überprüfen. Jedoch müsse man diese Anderungen nur in einein rein

WirtschctftlichenGeiste ohne jeden politischen Gedanken erortern. Man

dürfe nicht allzu lange warten.
« . »

-

Sehr lebhaft war dagegen wiederum die Diskussion in der

a m e r i k a n i s ch e n Presse. Gerade hier flatterten mehrere fette
Enten über angebliche Revisionsneigungen der amerikansischn Regie-
rlmg auf, die aber dann jäh von- Washington aus abgeschossenwurden-

Gegenüber der sehr bestimmten Meldung eines sührendenNewkyorker
Blattes, die Washington-Regierung werde nach den franzosischen
Wahlen (Frühjahr 1928) eine Weltkonferenz zur vollständigenLosung
der Reparations- und-Kriegsschuldfrage ein-berufen, erklarte der ameri-
kanische-Außenininistser,diese Meldung sei völlig aus der Lust ge-

griffen Finanzminiswr Mellorr drückt sich noch deutlicher aris- »Das
Ist Unssinn.« Einer der Verfasser des Dawesplanes gewahrte der

»Ussociated Preß« ein Jnterview, in dem dieser Sachverstandigeer-

klärte: Die Festsetzung der deutschen Gesamtschuld ist im Dawesiplan
ausdrücklich vorgesehen. Der Plan sollte lediglich dazu dienen,

Deutschland vor finanziellem Rusin und Chaos zu retten. Unter
dem Daiwesplan könnte Deutschland die Gesamtschsuld niie zahlen,
und der Plan hat das auch nie beabsichtigt, aber bis die Grundlage
für eine Endlösung gefunden ist, muß der Plan weiter-befolgtwerden.
Kein Vernünftiger glaubt, daß Deutschland die ZZ Milliarden Dollar

Kriegsschuldje aufbrin en kann. Dieses Problem bedan des Stu-
dIUMS izashlreicher internationaler Konferenzen und die Lösungbedarf
drr Genehmigung durch diie Parlamente vieler Staaten.»Wie Gilbert
Uzchkigausgeführt hat, sind hierfür die alliierten Gläubiger allein zu-

standigz Amerika hat damit nichts zu tun-. Deutschland hat ein

kommen mit den Vereinigten Staaten über die Besatzungskostenin
Höhe von 200 Millionen Dollar und leistet regelmaßigeRoten-
Zahlungen aus dieses Konto unter idem Dawesplan. Die Initiative
ZU einer internationalen Lösung des Gesamtproblems zu ergreifen-
kiat Amerika daher keine Veranlassung.

«

Zusammenfasser kann man den der-zeitigen amerikanischen
Standpunkt dahin charakterissierem an die-interalli-ierten Schulden-
abkommen wird nicht gerührt, die Reparationssumme Deutschlands
geht Amerika nichts an, jedenfalls hängen beide Probleme nicht zu-
sammen.

«

In V e U tsch l a nd hat man die Anregung Gilberts mit Ruhe
Zurückhaltungaufgenommen. Wenn man auch diesem Ziel zu-

Inmmts so· ist man sich doch der Schwierigkeiten und Langwierigkeiten
des Weges dqhin bewußt. So sehr auch eine endgültige Finanzw-
rung der Gesamtbelastung gewünscht und gefordert werden muß»so
naCHIDrlicklichmuß betont werden, daß eine solche Endlösung nur wirt-

inthbicheMomente entscheiden, nur die tatsächlichedeutsche Zahlusnzgss
Mit-Nestsden Ausschlag geben kann und ein Verzicht auf die wich-
tigste Errungenschaft des Daiwesplanes — den Transferschutz —- so
kknüenicht diskutabel ist, als offensichtlich die Reparatsionszahlungen
Mcht aus Überschüssender deutschen Wirtschaft bezahlt werden und

bezctliltwerden können.
Ver Stein- den Gilbert mit zweifellos voller Absicht jetzt schon

in den großen Schuldenteich geworfen hat, hat seine Schuldiigkeit
»

getan. Er hat den Grund aufgerührt und wird weiter seine Kreise
stehen. Vie Haupt-beteiligten sind zur Stellungnahme veranlaßt
worden. Bei näherem Zusehen ergibt sich, daß im Grunde jeder die

Endlosung wünscht daß ihr aber noch erhebliche politische und öko-

nomische Forderungen im Wege stehen. Frankreich muß erkennen»
Paß es Inst seiner IZ2-MsilliardensGoldsmarksForderung isoliert da-
steht. Für uns ergibt sich die Notwendigkeit durch weitere praktische
Ausprobungdes Dawesplanes die Endlösung vorzubereiten. Einen

Zeitraumvon mehreren Jahren wird man wohl noch warten müssen,
bis von der »Anregung«zur positiven »Tai« geschritten wird, und
auch dann wird das Schlußrennen kein leichtes »wer-den. Alles in

Sllem TIsOTldas Problem der Festsetzung einer Endsuimme der deut-
schen Reparationen ist aktuell, aber nicht akut!

Neue Ergebnisse des Schlichtungswefens.
»Diegegenwärtig in Deutschland gültige Schlichtungsgesetzgebung

hat lhre Wurzeln in dem Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst
vom ö. Dezember 1916, das die Errichtung von Schlsichtungsaus-
schüssen für den Bezirk jeder Ersatzkommissien versah.
Die Bestimmungen des Hilfsdienstgesetzes über das Schlichtungss
wesen wurden auch nach der Umwälzung aufrechterhalten mit
dem einzigen Unterschiede, daß (Verordnung vom 23. De-

Zemsber·1918)die Schlichtungsausschüssezu Landesbeihörden mit

bürgerlichemVorsitzenden gemacht, ihre Zuständigkeit ausgedehnt unsd
das Reichsarbeitsministeriuim als oberste Schlichtungsbehörde ein-
gesetzt wurde. Die Demobilmachungsverordnungen vom Z. November
1919 und 12. Februar 1920 gaben fernerhin den Demobilm-achungs-

behörden weitgehende Befugnisse auf dem Gebiete des Schlichtungss
wesens, bor allem das Recht izur Veubindlichkeitserklärungivon einer

Partei abgelehnter Schiedssprüche. sAn diese Regelung knüpfte die

Notveroudnung über das Schlichtuingswesen an, indem sie zwar eine

wesentliche Verein-fachsungdes Schlichtusngsapparates durch N-euerrich-
tung der Schlichtungsausschüsse,die sofort um mehr als die Hälfte
s— um 120 —- vermindert wurden, und eine sparsamere Benutzung der

Kammern, die Überweisung von« Einzelstreitigkeiten an die Arbeits-
gerichte sowie die Bestellung ivon Schlichtern für größere Wirtschafts-
gebiete verfügte, andererseits jedoch durch die Festlegung des Er-
scheinsungssund- Verhandlungszwanges die autoritäre Schlichtung von

Avbeitsstreitigkeitens durch behördliches Eingreifen aufrechsterhielt.
Dem Grundsatz lder Sebbstsverwaltung der Wirtschaft wurde jedoch
insoweit Rechnung getragen, als neben den gesetzlichen Schlichtunigs-
stell-en die sogenannten vereinbarten Schlichstungsstellen anerkannt
wurden, d-. h. jene Stellen, dsie durch Vereinbarung der Parteien ge-
schaffen sind. Die vereinbarten Schlichtungsstellen haben stets den

Vorrang vor den gesetzlichen. Nur wenn eine svereinbarte Schlich-
tungsstelle nicht mehr besteht oder ihr Eingreifen ohne Erfolg bleibt,
ist iRaum für den Eingriff der Schlsichtungsbehörde Jms übrigenmischt
sich der Gesetzgeber weder iin die Zusammensetzung der freien Schlich-
tungssstellen noch in das Verfahren »vor ihnen ein. Der Vorwurf, der

vielfach gegen diese Neuordnung gerichtet worden ist, daß sie eine Ge-

fährdung der Sebbstverantwortung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
bedeute, hat sonach keine Berechtigung An den streitenden Parteien
liegt es, die behördliche Regelung zu umgehen. Aber auch bei der

behördlichen Schlichtung und vor der Verbindlichkeitserklärung ge-
troffener Schiedssprüche tritt die Mitwirkung der beteiligten Parteien
maßgebend in die Erscheinung Die Schlichter und Schlsichtungsstellen
sind gehalten, in erster Linie eine Einigung unter den Streitenden

herbeizuführen; die «Verbindlich-keitserklärungist nur als äußerster
Notbehelf in schwierigen Fällen gedacht.

Ein Überblick über die Entwicklung des behördlichenSchlichtungs-
wesens in 1den Jahren 1924, 1925 und 1926 ergibt entsprechend der

allgemeinen Beruhigung des sozialen Lebens eine erheblich-e Abnahme
der Schlichtungsverfahren gegenüber 1924 um 11 827, gegenüber 1925
um 7707 Fälle (= 7i,77 und 2,35 »v. H.) bei den Schlichstungs-
ausschüssen, um 1705 und 668 Fälle (= 81,38 und« SZ,IZ v. H.)
bei den Schlichtern. Jm gleichen Verhältnis ist ein-e starke Verminde-

rung der Anträge auf Verbindlichkeitserklärunig von Schiedssprüchen
um 2171 und 1943 Fälle (= 68,00 und 65,53 v. H.) bei den von

den ständigen Schlichtern und usm 250 und 125 Fällen (= 68,Zo und

51,87 v. H.) bei den vom Reichsarbeitsministerium behandelten Fällen
erfolgt. Sowohl die Zahl der Schlichtungsverfahren als auch die der

Anträge auf Verbindlichkeitserklärung ivons Schiedssprüchen zeigen
also gegen-überden beiden Vorjahren ein en Rückgan g v o n

rund zwei Drittel der Fälle.
Die Verhältniszahlen für die Erledigung der sSchlichtungsver-

fahren und der Anträge auf Verbindlichkeitserklärung von Schieds-
sprüchenweisen im Jahre 1926 im allgemeinen das gleiche Bild- wie
in den Vorjahren 1924 und 1925 auf. Es wurden von den Schlichtungs-
ver-fahren im Vor-verfahren bei den Schlichtungsausschüssen27,40, bei
den Schlichtern 20 v. H» durch Einigung vor der Kammer 10,49 und

12,56 und durch Schiedsspruch 54,67 und 67,44 v. H. der Fälle er-

ledi t. Von den Schiedssprüchen wurden bei den Schlichtungsauss
schüsen von beiden Seiten 36,12, bei den Schlichtern 42,58 -v. H. an-

genommen. Abgelehnt wurden von den Arbeitgebern bei den

Schlichtungsausschüssen36,83, bei den Schlichtern 36,50, von Ien

Arbeitnehmern 15,72 und 16,00 und von bei-den Seiten 5,66 und

4,56 v. H. der Schiedssprüche. R a u.

Der Internationale Gewerkschaftsbundin Berlin.
Der Ausschuß des Jnternationalen Gewerkschaftsbundes

(J.G.B.), in dem jede angeschlossene gewerkschaftliche Landes-

zentrale durch ein im betreffenden Lande wohnendes Mitglied ver-

treten ist, tagte bisher am Sitze des Bundes, in Amsterdam. Der
im August des vergangenen Jahres in: Paris abgehalteneanters
nationale Gewerkschaftskongreß hat indessen beschlossen, daß die

jährlich einmal stattfindenden regelmäßigen Sitzungen nach und nach
in den vrschiedenen Ländern stattfinden. Dadurch gewinnen diese
Sitzungen, die bisher mehr geschäftlicher Art waren, an Bedeutung
und finden auch mehr Echo in der Offentlichkeit.

Von dieser neuen Regelung wurde bereits in diesem Jahre
Gebrauch gemacht und Berlin als Ort der Ausschußsitzungbestimmt.
Maßgebend für diesen Beschluß war nicht allein die Tatsache, daß
der in Berlin ansässige Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund
(Ende 1926 4565 418 Mitglieder) neben England (a 365 619 Mit-

glieder) die stärkste angeschlossene Landeszentrale ist, sondern auch
daß vor dem Kriege die gewerkschaftliche Jnternationale unter

Leitung des zu früh verstorbenen Karl Legien ihren Sitz in Berlin
hatte und daß nach Beendigung des Krieges noch keine Sitzung
in Berlin stattfand.

Der J.G.B., dem· bisher 25 Länder angeschlossen waren, konnte
in der Berliner Sitzung zwei neue Aufnahmen vollziehen, und

45
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zwar Estland und Südwestafrika. Wenn es sich auch nur um

kleine Organisationen handelt, so haben diese Ausnahmen doch ihre
große Bedeutung, da die baltischen Länder von den Kommunisten
sehr stark bearbeitet werden und Estland erst nach- vielen Mühen
dem kommunistifchen Einfluß entzogen werden konnte. Jn Süd-
westafrika handelt es sich um das frühere deutsche Kolonialgebiet und
die Gewerkschaftsmitglieder sind zum übergroßen Teil Deutsche.

Die Hauptaufgabe, »die die Ausschußsitzung beschäftigte, war die

Frage der Reorganisation, in erster Linie die Bestimmung des Sitzes
ides J.G.B. Vor dem Kriege und während des Krieges war der

Sitz Berlin; während des Krieges wurde aus praktischen Gründen
ein Nebensekretariat in Amsterdam errichtet und nach Beendigung
des Krieges wurde Amsterdam der Hauptsitz. Der Pariser Kongreß
beschloß indessen aus verschiedenen Gründen, den Sitz von Amster-
dam nach einem anderen Lande zu verlegen und die Wahl des Ortes
dem Ausschuß zu überlassen. Bei späteren Beratungen waren
Berlin, Bern, Brüssel und Frankfurt a. M. als Sitz genannt worden,
in der Berliner Sitzung kamen nur noch Berlin und Brüssel in

Frage. Eine Entscheidung wurde nicht getroffen. Wenn von

einigen Seiten angenommen wurde, daß nationale Gegensätze im

J.G.B. eine Lösung der Frage schwierig mach-ten, so trifft dieses
m.E. nicht zu, der Hauptgegensatz lag darin, ob ein großes Land
mit einer starken Gewerkschaftsbewegung Gelegenheit haben sollte,
einen weitgehenden Einfluß auf die gewerkfchaftliche Jnternationale
auszuüben oder ob in einem kleineren Lande eine mehr unabhängige
Tätigkeit vorzuziehen sei. Bei der Abstimmung fielen alle Stimmen

auf Berlin, da aber ebensoviele Stimmenthaltungen zu verzeichnen
waren, beantragten die deutschen Gewerkschaften selbst, die Ent-

-

fcheidung hinauszuschieben.
Auch die Frage des Vorsitzenden und des künftigen General-

sekretärs konnte in der jetzigen Sitzung noch nicht gelöst werden

und wurde zusammen mit der Frage des Sitzes auf sechs Monate

vertagt.
Es. war die erste Ausschußsitzung seit vielen Jahren, die sich

weder mit der Russenfrage noch mit unerfreulichen Finanzfragen
zu beschäftigen hatte. Die englischen Gewerkschaften haben in der

letzten Zeit einsehen gelernt, daß ein Zusammenarbeiten mit Moskau

unmöglich ist und aus dieser Erkenntnis auf ihrem vorjährigen
Kongreß in Edinburg in scharfer Weise die Konsequenzen gezogen.
Dadurch ist auch das Zusammenarbeiten zwischen den englischen
und den kontinentalen Gewerkschaften, das eine Zeitlang bedroht
erschien, wieder ein normales und gutes geworden.

Durch das Wegfallen der Russens und Finanzfragen, die in

früheren Ausschußsitzungen allzuviel Zeit in Anspruch nahmen,
- konnten diesmal mehr praktische Fragen in den Vordergrund treten,

und zwar vor allem sozialpolitischer und wirtschaftspolitischer Art.

Jn eingehender Weise konnte sich die Sitzung mit der Vorbereitung
der diesjährigen internationalen Arbeitskonferenz in Genf be-

schäftigen. Zwischen dem J.G.B. und dem« Jnternationalen
Arbeitsamt (J«A.A.) in Genf findet seit der Errichtung des

letzteren eins sehr inniges Zusammenarbeiten statt und wenn auch-
nicht alles erreicht wurde, was man wünschen mochte, so sind doch
durch dieses Zusammenarbeiten gute Resultate erzielt worden, die

vor allem der Arbeiterschaft solcher Länder zugute kamen, in denen

die Gewerkschaftsbewegung noch schwach entwickelt ist. Die all-

jährlich im Mai in Genf zusammentretenden internationalen Arbeit

konferenzen, an denen Vertreter der Regierungen, der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer teilnehmen, haben sich im Laufe der Jahre
mit vielen Fragen beschäftigt, die die Arbeitsverhältnisse eng be-

rühren. Jn diesem Jahre kommen die Fragen eines gesetzlichen
Minimallohnes und der Unfallverhütung zur Beratung und die

gewerkschaftliche Jnternationale muß selbstverständlichWert darauf
legen, eine übereinstimmendeAktion der ihr angeschlossenenOrgani-
sationen herbeizuführen

Bei der Beratung dieser Angelegenheit im Ausschuß kam auch
zur Sprache, daß beim Jnternationalen Arbeitsamt bisher nur die

französischeund die englische Sprache als offizielle Sprachen gelten,
wenn auch der Direktor des Amtes bezüglich der deutschen Sprache
das größte Entgegenkommen zeigt. Erfrieulicherweise kam in sder

Ausschußsitzungdie Anregung, auch die deutsche Sprache als offizielle
Sprache einzuführen in erster Linie von englischer Seite. Der

frühere englische Arbeitsminister Shaw, internationaler Sekretär

der Textilarbeiter, hob hervor, daß es vor allem Ausgabe der nicht-
deutschen Vertreter in Genf sei, auf die Beseitigung des jetzigen
unhaltbaren Zustandes hinzuwirken, und der Vertreter der englischen
gewerkschaftlichen Landes-zentrale stellte folgenden Antrag, der ein-

stimmig angenommen wurde:
«

»Die am 19. Januar in Berlin abgehaltene gemeinsame
Sitzung des Ausschusses des J.G.B. und der internationalen

Berufssekretariate hält es für wünschenswert, daß die deutsche
Sprache bei der Herausgabe aller Publikationen des Jnteri
nationalen Arbeitsamtes sowie in den Konferenzen der inter-

nationalen Arbeitsorganisation zur offiziellen Sprache erhoben
wird.«
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Der J.G.B. war in der letzten Zeit bestrebt, sich mehr als

früher auf seine eigentlichen Aufgaben zu beschränken und dabei
den Wirtschaftsfragen besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Um

zu einem gemeinsamen internationalen programm zu gelangen,
-wurde vor einiger Zeit bei den angeschlossenen Landeszentralen

ungefragt, was ihrerseits bisher unternommen wurde

l. zur Bekämpfung der schutzzöllnerischenHandelspolitikz
2. zur Vermeidung der Schädigung der Arbeiterschaft durch die

Rationalisierungz
«

Z. zur Bekämpfung der Auswüchse des nationalen und inter-
nationalen Kartellwesens. .

Die eingegangenen Antworten lagen dem Ausschuß vor, wurden

zunächstzur Kenntnis genommen, sollen aber weitere Sitzungen des

Ausschusses beschäftigen.
Der internationale Kampf um die allgemeine Einführung des

Achtstundentages und die Ratifizierung des Washingtoner Ab-
kommens betr. die gesetzliche Einführung des Achtstundentages wird
die Gewerkschaften aller Länder in den nächsten Monaten ganz be-

sonders beschäftigen. Die Ausschußsitzung beschloß, die diesjährige
Maifeier zur besonderen Propaganda für die Ratifizierung des

Washingtoner Abkommens zu gestalten. Darüber hinaus sollen in

Zukunft in allen Ländern, soweit die Entwicklung der Gewerk-

schaften es gestattet, regelmäßige Erhebungen über die wirkliche
Dauer der Arbeitszeit in einigen ausgewählten Berufen stattfinden,
um ein genaues Bild der Wirklichkeit zu erhalten und die inter-

nationale Taktik danach einrichten zu können.
Das Sekretariat des J. G. B. hat in der letzten Zeit in systema-

tischer Weise versucht, Verbindungen mit nicht angeschlossenen
außereuropäischenLändern anzuknü fen, Landeszentralen, so weit sie
bestehen, zum Beitritt zu veranla en und da, wo Landeszentralen
noch fehlen, solche ins Leben zu rufen, eine mühevolle Arbeit, deren

Erfolge sich erst mit der Zeit einstellen können, aber auch bestimmt
einstellen werden. Jedenfalls darf sich der J.G.B. der Hoffnung
hingeben, seine Einflußsphäre immer mehr auszudehnen und eine

gute Tätigkeit im Interesse der Arbeiterschaft aller Länder leisten
ZU können- J o h. S a s s e n b a ch , Sekretär des Jnteknationalen

Gewerkschaftsbundes.

Das deutscheSteuersystem tu tabellarischer
übersieht

(nach dem Stande vom l. Januar I928), bearbeitet von Dr; W i tte ,

Regierungsrat im Reichsfinanzministerium, Zentral-Verlag G.m.b.H.,
Berlin W35, 1928. -

Aus der reichhaltigen Steuerliteratur der letzten Jahre hebt
sichdiese soeben erschienene Veröffentlichung wegen ihres besonderen
Charakters heraus. Keine theoretische Abhandlung über das

geltende Steuersystem, kein Kommentar zu bestimmten Steuergesetzen
liegt hier vor, sondern ein für den praktischen Gebrauch bestimmter
Steuerkalender, wenn man will: ein Steueratlas, der

nichts weniger unternimmt, als den ganzen Komplex der im

Deutschen Reich geltenden Steuergesetzgebung knapp und präzis und

doch in allem wesentlichen vollständig zu umreißen-. Alle R e i ch s -

st eu ern sind, sozusagen in ihrer Essenz, darin enthalten, eingeteilt
in Besitz- und Verkehrssteuern sowie in Zölle und Verbrauchssteuern.
Ein zweiter Teil, Landes- und Gemeindesteuern, schließt
sich an, und zwar sinds hier als Beispiel die Sätze der Realsteuern
(«;Grundvermögen- und Gewerbesteuer) sowie der Hauszinssteuer
für pr eu ß en angegeben. Wesentlich für den Benutzer des

Steuerkalenders ist die Systematik, die bei jeder Steuerart genau die

Fundstelle angibt (das Gesetz, das die betreffende Steuer

grundlegend regelt), den G e g e n st a n d der Steuer, den S t eu e r -

ertr ag (nach dem Voranschlag von 1927), sowie die Be -

teiligung des Reichs, der Länder undss Gemeinden

am Steuer-ertrag. Ob es sich um die Einkommensteuer aus- Lohn-
abzug, vom Kapitalertrag oder auf Grund von Veranlagung, um

Körperschaft-, Vermögen-, Erbschaft-, Umsatzsteuer usw« ob es sich
um minderwichtige Steuern wie Versicherung-, Rennwetts und

Lotteriesteuer oder um Zölle und Verbrauchssteuern (Tabak-, Zucker-,
Bier-, Essigsäure, Schaumwein-, Zündwaren-, Leuchtmittel-, Spiel-
karten-, Süßstoffsteuer, die Einnahmen aus dem Spiritusmonopol
u. a.) handelt, überall schält sich aus dem Wust ·und der nicht
gerade leichten Übersehbarkeit der geltenden steuerlichen Be-

stimmungen, in - knapper Zusammenfassung und durch klare Druck-

anordnung übersichtlich gegliedert, das Wesentliche heraus. Ein

Anhang, der die Beteiligung der Länder und Gemeinden am Ertrage
gewisser Reichssteuern (nach dem Haushalt 1927X28) behandelt,
rundet den Steuerkalender ab. Sein Wert und das grundsätzlich
Neue an ihm ist, neben seiner Übersichtlichkeitund der präzisen
Fassung, feine Einstellung auf die Erfordernisse des praktischen Ge-

brauchs, sei es des Kaufmanns und Gewerbetreibenden, des Steuer-
beraters oder des Publizistem ·Wichtig ist schließlich auch, daß
dieser Steuerkalender den neuesten Stand der Dinge wiedergibt-
mit Einschluß der Änderung der Lohns und der Kraftfahrzeugsteuer.
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